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Stadt Burg Stargard

Beschlussvorlage
Federführend:
Bau- und Ordnungsamt

Beschluss-Nr:

Datum:
Verfasser:

00SV/17/013

18.01.2017
Herr Granzow

B-Plan Nr. 19 "Erweiterung Sannbruch-Ost" - Satzungsbeschluss
Beratungsfolge: Abstimmung:
Status Datum Gremium Ja Nein Enth. Änd.

Ö 23.02.2017 Stadtentwicklungsausschuss
N 14.03.2017 Hauptausschuss der Stadtvertretung Burg Stargard
Ö 29.03.2017 Stadtvertretung der Stadt Burg Stargard

Sachverhalt:
Der Bebauungsplan Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ schafft die planerischen 
Voraussetzungen zur Errichtung von Einfamilienhäusern als Abrundung des Wohngebietes 
Sannbruch-Ost zum Gebiet Quastenberg und damit einhergehend einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung. Des Weiteren wird die planerische Voraussetzung zur 
Errichtung einer 3. verkehrlichen Anbindung des Wohngebietes Sannbruch-Ost durch einen 
Verbindungsweg zwischen der Straße „Am Brink“ und „Quastenberg“ geschaffen.

Rechtliche Grundlage:
Baugesetzbuch, Kommunalverfassung M-V

Beschlussvorschlag:
Auf der Grundlage des Abwägungsbeschlusses vom 29.03.2017 der Stadtvertretung Burg 
Stargard und aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414), der Landesbauordnung M-V in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V Nr. 19 vom 30.10.2015, 
S. 344), der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung BauNVO) vom 23. Jan. 1990 (BGBI. I S. 132), der Verordnung 
über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV 90) vom 18. Dez. 1990 (BGBI. I S. 58) - alle in der 
derzeit gültigen Fassung, beschließt die Stadtvertretung Burg Stargard den 
    
     Bebauungsplan Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ Burg Stargard, 

bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als Satzung.
Die Begründung mit dem Umweltbericht wird gebilligt.

Der Bürgermeister wird beauftragt nach der Genehmigung und der Rechtswirksamkeit der 4. 
Änderung des Teilflächennutzungsplanes der Stadt Burg Stargard den B-Planes Nr. 19 
„Erweiterung Sannbruch-Ost“, bestehend aus der Planzeichnung mit der Begründung 
einschließlich Umweltbericht bekannt zu geben.
 
Die Bekanntmachung ist ortsüblich nach den gesetzlichen Vorschriften und nach der 
Hauptsatzung der Stadt Burg Stargard bekannt zu machen; dabei ist anzugeben, wo der 
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Plan während der Dienststunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft erlangt werden 
kann.

Haushaltsrechtliche Auswirkungen:
keine

Lorenz
Bürgermeister

Anlage:
Satzung mit Planzeichnung und der Begründung einschließlich Umweltbericht
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PLANZEICHENERKLÄRUNG

Satzung über den Bebauungsplan Nr.19

STADT BURG STARGARD

HINWEISE

1.  Werden bei Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von denen

anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gem. § 2 Abs.1 DSchG M-V ein öffentliches Interesse besteht, z. B.

archäologische Funde und auffällige Bodenverfärbungen, ist gemäß § 11 DSchG die Untere

Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten,

den Grundeigentümer und zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegenstandes erkennen. Der Fund und die

Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang

der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die Untere Denkmalschutzbehörde kann

im Benehmen mit dem zuständigen Landesamt die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die

sachgemäße Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert.

2. Sollten sich im Falle von Baumaßnahmen Hinweise auf Altlastenverdacht oder sonstige schädliche

Bodenveränderung ergeben, ist unverzüglich die untere Bodenschutzbehörde zu benachrichtigen.

3. Sollten bei Erdarbeiten Dränungen oder andere Entwässerungsleitungen angetroffen werden, sind diese

wieder funktionstüchtig herzustellen. Der Wasser- und Bodenverband ist zu informieren.

Auf Grund des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. September 2004

(BGBl. I S. 2414),  zuletzt  geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S.

1722) und § 86 der Landesbauordnung M-V in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober

2015 (GVOBl. M-V Nr. 19 vom 30.10.2015, S. 344), zuletzt geändert am 20. Januar 2016 (GVOBl.

M-V Nr. 2 vom 29.01.2016, S. 28) wird nach Beschlussfassung durch die Stadtvertretung der Stadt

Burg Stargard vom .................  folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr.19 "Erweiterung

Sannbruch-Ost" bestehend  aus  der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) erla ssen:

§ 16 Abs.2 Nr.3 BauNVO

II

1. Art und Maß der baulichen Nutzung

0,4
Grundflächenzahl

§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB

§ 16 Abs.2 Nr.1 BauNVO

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB
2. Bauweise, Baugrenzen

§ 23 Abs.3 BauNVO

3. Verkehrsflächen

Baugrenze

§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

§ 22 Abs.2 BauNVO

 Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung - Mischverkehrsfläche

o

offene Bauweise 

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

§ 9 Abs.7 BauGB

WA

§ 4 BauNVO

Allgemeines Wohngebiet

Stellung baulicher Anlagen

Firstrichtung der Hauptdächer

Nutzungsschablone

Baugebiet

Bauweise Grundflächenzahl

Zahl der zulässigen Vollgeschosse

"Erweiterung Sannbruch - Ost"

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt auf Grund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtvertretung vom 14.10.2015.

Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt gemacht worden.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m.§ 3

Raumordnungsgesetz (ROG) beteiligt worden.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

3. Die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB erfolgte

über öffentliche Auslegung vom 25.04.2016   bis zum 25.05.2016 .

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

4. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den

erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Scoping) erfolgte mit Schreiben vom

17.03.2016.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

5. Die Stadtvertretung hat am 07.12.2016 den Entwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung zum

Bauleitplan mit Umweltbericht gebilligt und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

6. Der Entwurf des  Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),

sowie der Begründung, einschließlich des Umweltberichtes und der vorliegenden umweltbezogenen

Informationen haben in der Zeit vom 26.12.2016 bis zum 30.01.2017 nach § 3 Abs 2 BauGB öffentlich

ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der

Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können,

ortsüblichbekanntgemacht worden. Die Bekanntmachung zur Auslegung und die Aufforderung zur

Stellungnahme erfolgten mit Hinweis auf  § 4 Abs.2  BauGB.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

Gebäudebestand

Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

Bemassung

7. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Nachbar-

gemeinden sind gemäß § 4 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 BauGB über die öffentliche Auslegung in Kenntnis

gesetzt und mit Schreiben vom 09.12.2016 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

8.     Die Stadtvertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange am  .................. abschließend geprüft. Der Bebauungsplan  bestehend aus der

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) wurde am von der Stadtvertretung als Satzung beschlossen.

Die Begründung zum Bauleitplan wurde mit Beschluss der Stadtvertretung vom                          gebilligt.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

9. Der katastermäßige Bestand wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen

Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die

Liegenschaftskarte durch Digitalisierung des analogen Bestandes entstanden ist. Regressansprüche

können nicht abgeleitet werden.

Neubrandenburg,                                                                  Amtsleiter Kataster- und Vermessungsamt

10. Die Satzung über den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und aus dem Text

(Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

11. Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer  während der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden

kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am .............. im.......................................

ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formschriften

und von Mängeln in der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 214 f. BauGB) und auf die

Bestimmungen des § 5 Abs. 5 der Kommunalverfassung M-V vom  13. Juli 2011 (GVOBl. M-V Nr. 14 vom

29.07.2011, S. 777) hingewiesen worden.

Die Satzung ist mit Ablauf des ........................... in Kraft getreten.

Burg Stargard,                                                                               Bürgermeister

KARTENGRUNDLAGE

§ 9 Abs.6 BauGB, § 2 Abs. 2 PlanZV 

PLANZEICHNUNG TEIL A 

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Als Kartengrundlage dient der Lage - und Höhenplan  des Vermessungsbüros Dipl. Ing. André Borutta,

Demminer Straße 65, 17034 Neubrandenburg Gemarkung Burg Stargard, Flur 1+2 im Maßstab 1:500,

Lagesystem 

42

83

 z  Höhenbezug DHHN 92 vom 15.09.2015 mit Ergänzungen vom 02.11.2016.

Übersichtsskizze

Satzung

A & S GmbH Neubrandenburg

17033 Neubrandenburg

Fax: (0395) 5810215

August-Milarch-Straße 1 

Tel.: (0395) 581020

Planungsstand:

Phase:

Maßstab: 

Datum: 

Plan zur Satzung

e-mail:              architekt@as-neubrandenburg.de

Bebauungsplan Nr.19 

Februar 2017

Projekt:

Auftraggeber:

"Erweiterung Sannbruch-Ost"

1 : 1000
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C    GeoBasis-DE/M-V 2015

Baum

Abbruch

Abbruch geschützter Bäume

Höhenpunkt

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN -TEIL B

1. Art  und Maß der Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

1.1 WA- allgemeines Wohngebiet.  Es gilt der § 4 der BauNVO.

1.2 MI- Mischgebiet. Es gilt der § 6 der BauNVO.

1.2.1 Neben den nach § 6 BauNVO zulässigen Nutzungen sind im Mischgebiet  nur sonstige

         nicht  störende Gewerbebetriebe im Sinne des § 4 BauNVO zulässig  (§ 1 Abs. 5  BauNVO).

1.2.2 Im Mischgebiet-Teilgebiet 1  MI 1

 

 sind Wohngebäude nicht zulässig. (§ 1 Abs. 5 BauNVO)

1.3 Anlagen für Verwaltungen, kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie

Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauGB sind im

gesamten Geltungsbereich nach § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO ausgeschlossen.

2. Nicht überbaubare Grundstücksfläche  § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO

2.1 Im allgemeinen Wohngebiet und im Mischgebiet sind auf der nicht überbaubaren Grundstücksfläche

zwischen den Baugrenzen und der Verkehrsfläche keine Nebenanlagen (untergeordnete Nebenanlagen im

Sinne des § 14 BauNVO, die Gebäude sind) sowie keine Garagen und überdachten Stellplätze im Sinne

des § 12 BauNVO zulässig.

3. Die privaten Grünflächen entlang der Straße B und der Straße Quastenberg können durch   jeweils eine  3

m breite Zufahrt pro angrenzendes Grundstück unterbrochen werden.

4. Mit Leitungsrecht zu belastende Fläche                                                              § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

            Innerhalb der Fläche mit Leitungsrecht besteht ein Leitungsrecht zu Gunsten des zuständigen

            Versorgungsunternehmens und der Stadt Burg Stargard eine Regenwasserleitung zu verlegen und zu

            unterhalten.

5. Maßnahmen zum Ausgleich § 1a Abs. 3 und §9 Abs. 1a BauGB und Pflanzbindungen und

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft  

                  § 9 Abs. 1 Nr.25 BauGB

5.1 Auf den Flächen mit Anpflanzgebot A1 ist eine 4,00 m breite Hecke und auf der mit A2 gekennzeichneten

Fläche eine 6,00 m breite Hecke mit einheimischen laubtragenden Gehölzen   anzulegen. Der Abstand der

Gehölze von der Grundstücksgrenze beträgt 1,5 m und der Abstand in der Reihe 1 m.

Folgende einheimische Gehölzarten sind zu verwenden: (Pflanzqualität: Sträucher, Höhe ≥ 80 cm):

Cornus sanguinea Roter Hartriegel Crataegus monogyna Weißdorn

Lonicera xylosteum Heckenkirsche Prunus spinosa                     Schlehe

Rosa canina Hundsrose Viburnum lantana Schneeball

5.2 Je 200 m² der Grundstücksfläche ist durch den Grundstückseigentümer ein heimischer Laubbaum

entsprechend der Pflanzliste oder ein Obstbaum  zu pflanzen. Die Pflanzqualität: 3x verpflanzt,

Hochstamm mit Ballen, Stammumfang von 16-18 cm bei Laubbäumen und 10- 12 cm bei Obstbäumen.

Pflanzliste :  Es sind Laubbäume folgender Arten zu verwenden:

Acer campestre Feldahorn Acer platanoides Spitzahorn

Betula pendula- Betula pendula Carpinus betulus Hainbuche

Pyrus communis Holzbirne Quercus petraea Traubeneiche

Tillia cordata Winterlinde Sorbus aucuparia Eberesche

Quercus robur Pyramideneiche Crataegus laevigata  Rotdorn  "Paul`s Scarlett”

5.3 Innerhalb der privaten Grünfläche entlang der Straße B sind  6 heimische  Birnenbäume Pyrus communis

`Beech Hill´  auf den festgesetzten Standorten als Hochstamm mit Ballen, 3 x verpflanzt

Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen.

5.4 Die Pflanzgebote nach 5.1, 5. 2 und 5. 3 sind in der auf die Fertigstellung der Hauptgebäude folgenden

Pflanzperiode vom Grundstückseigentümer zu realisieren.

5.5  Der Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft ist innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs-

planes nicht zu erreichen.

      Auf dem Flurstück 13/1 in der Flur 6 der Gemarkung Burg Stargard sind 25 Birken Betula pendula mit der

regionalen Herkunft "Nordostdeutsches Tiefland" als Hochstamm mit Ballen, 3x verpflanzt, Stammumfang

16-18 cm zu pflanzen und vor Wild zu schützen.

5.6 Zur Kompensation für den Abbruch von geschützten 10 Bäumen sind außerhalb des Geltungsbereiches

1. entlang der Gemeindestraße nach Kreuzbruchhof auf dem Flurstück 13/1 in der Flur 6 der

Gemarkung Burg Stargard 13 Birken  Betula pendula mit der regionalen Herkunft "Nordostdeutsches

Tiefland" als Hochstamm mit Ballen, 3x verpflanzt Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen.

5.7 Alle anzuflanzenden Gehölze sind für die Dauer von insgesamt 3 Jahren (1 Jahr Fertigstellungspflege, 2

Jahre Entwicklungspflege) zu pflegen. Nicht angewachsene Gehölze sind gleichwertig zu ersetzen. Zur

Sicherung des Erhalts der angepflanzten Gehölze sind diese mit einem Fegeschutz und einem

Kalkanstrich zu versehen.

5.8 Die Pflanzgebote nach 4.1, 4.2, 4.3, 4.5, 4.6  sowie die Nachpflanzung der Gehölze im Falle eines

Eingehens gemäß 3.4 werden den innerhalb des Geltungsbereiches geplanten Bau- und Verkehrs-

flächen als Sammelausgleichsmaßnahme gemäß § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet.

5.9       Der Abbruch von Gebäuden ist nur in Zeiträumen durchzuführen, in denen keine Nutzung durch

            Fledermäuse bzw. gebäudebesiedelnde Vogelarten zu erwarten sind, d.h. im Zeitraum von Oktober bis

            März.

5.10     Rodungen von Gehölzen sind nur außerhalb der Brutzeiten durchzuführen, d.h. im Zeitraum von Oktober

            bis März.   Die Gehölze sind vor der Fällung durch einen Fachgutachter auf Brutvögel zu überprüfen.

5.11 Zur Vermeidung der Beseitigung der Nester bzw. Lebensstätten sowie der Tötung überwinternder

            Zauneidechsen hat  die Baufeldfreimachung in der Zeit vom 15. Juli bis zum 30. September zu erfolgen.

6.0 Örtliche Bauvorschriften- Gestalterische Festsetzungen entsprechend

§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86  LBauO M-V

6.1 Dächer

6.1.1 Die Dächer der Hauptgebäude sind nur als symmetrisch ausgebildete Sattel-, Walm- und

Krüppelwalmdächer mit Dachneigungen von 22° bis 45 ° zulässig. Die Dachformen Flach- und Pultdach

sind auch zulässig.

6.1.2   Für die geneigten Dächer der Hauptgebäude ab 22° Dachneigung sind nur rote, rotbraune  und

anthrazitfarbene  Dachsteine oder -ziegel zulässig.

6.1.3 Ausnahmsweise können andere Materialien zugelassen werden, wenn dies zur Nutzung erneuerbarer

Ressourcen (Sonnenenergie) erforderlich ist. Diese Anlagen sind nur bündig mit der Dachhaut zulässig.

6.2  Fassaden

6.2.1   Für die sichtbaren Oberflächen der Außenfassaden sind nur Putz und  Klinker zulässig

6.2.2.  Für 40 % der Außenfassade sind Holz und Glas zulässig.

6.3      Erdgeschossfußbodenhöhe (Sockelhöhe)

Es ist nur eine Erdgeschossfußbodenhöhe von maximal 0,30 m über der Höhe der Straßenmitte vor der

Mitte des Hauses zulässig.

6.4 Einfriedungen

Einfriedungen entlang der Straßenverkehrsfläche im Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie  und

der straßenseitigen Bauflucht des Hauptgebäudes sind nur als Zaun und /oder Hecke bis zu einer Höhe

            von 0,80 m zulässig.

6.5 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig gemäß § 34 Abs.1 Nr. 1 LBauO handelt, wer den Festsetzungen 6.1.1 und 6.1.2 zur

Dachgestaltung, 6.2.1 und 6.2.2 zur Fassadengestaltung, 6.3 zur Sockelhöhe und 5.4 zur Einfriedung

zuwiderhandelt. Wer ordnungswidrig handelt, kann gemäß §84 Abs.3 LBAuO M-V mit einer Geldbuße

bis 50.000,00 Euro belegt werden.

18,00 m

Dipl.-Ing.:      M. Klohs

M.Sc.:  A. Jastrzebska

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt

          geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132),

          zuletzt geändert am 11. Juni 2013 durch Artikel 2 des Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in den

Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts (BGBl. I Nr. 29 vom

 20.06.2013 S. 1548)

- Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGB. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 1 des

Gesetzes vom 22.Juli 2011 (BGBl. S. 1509).

- Gesetz über die Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege

(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 ( BGBl.I S.2542), zuletzt geändert am

13. Oktober 2016 durch Artikel 19 des Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom

aus erneuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneuerbaren Energien

(BGBl. I Nr. 49 vom 18.10.2016 S. 2258)

      -   Landesbauordnung Mecklenburg -Vorpommern in der Fassung vom 15. Oktober 2015 durch

          Artikel 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern

         (GVOBl. M-V Nr. 19 vom 30.10.2015, S. 334),  zuletzt geändert am 20. Januar 2016 durch Berichtigung der

Neufassung (GVOBl. M-V Nr. 2 vom 29.01.2016, S. 28)

- Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern  (KV M-V)  vom  13. Juli 2011 (GVOBl. M-V

Nr. 14 vom 29.07.2011, S. 777)
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§ 16 Abs.2 Nr.3 BauNVO
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Bezugspunkt ist gleich die Höhe Straßenmitte vor Mitte des Hauses

Verkehrsberuhigter Bereich

maximale Traufhöhe baulicher Anlagen

ö- öffentlich     p- privat

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer
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private Grünflächen 

   p

5. Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich (§ 1a Abs.3 und § 9 Abs.

1a BauGB) / Pflanzbindungen und Maßnahmen zum Schutz, zur

Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr.25 BauGB)

Lage des

Geltungsbereiches im

Stadtgebiet

MI

§ 6 BauNVO

Mischgebiet

STRASSENQUERSCHNITTE   M1:100

Anpflanzen von Bäumen

1

Mit Leitungsrecht zu belastende Fläche  

§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB

GELTUNGSBEREICH

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch- Ost“ umfasst das Flurstück 10/15, 10/18

sowie teilweise das Flurstück 10/17 der Flur 2, Gemarkung Quastenberg und Teile des Flurstücke 20/53  und

20/54 der Flur 1, ebenfalls Gemarkung Quastenberg.
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1.0 ANLASS, ZIEL UND GRUNDLAGEN DER PLANUNG 
1.1 Anlass und Ziel der Planung  

Planungsanlass für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch- 

Ost“ ist die Absicht der Stadt auf einer Fläche zwischen dem Wohngebiet Sannbruch- Ost 

und dem Ort Quastenberg einen Eigenheimstandort im Übergang zu den gemischt genutz-

ten Bauflächen Quastenbergs zu entwickeln.  

In Ergänzung des bestehenden Wohngebietes Sannbruch- Ost und zur Abrundung der 

Stadt in Richtung Quastenberg ist beabsichtigt, der stetigen Nachfrage nach Eigenheim-

standorten innerhalb des Stadtgebietes durch die Errichtung von ca. 15 Einfamilienhäusern 

nachzukommen.  

Die Stadtvertretung der Stadt Burg Stargard hat in ihrer Sitzung am 14.10.2015 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ beschlossen.  

Planungsziel ist die Schaffung von planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 

von Einfamilienhäusern in einem allgemeinen Wohngebiet sowie die Sicherung ihrer 

verkehrlichen Erschließung. Mit der Planung soll die Voraussetzung für eine dritte Ver-

kehrsanbindung des Wohngebietes Sannbruch -Ost durch einen Verbindungsweg zwischen 

der Straße Am Brink und Quastenberg geschaffen werden.  

Gleichzeitig wird durch die Festlegung eines Teils des Geltungsbereiches als Mischgebiet 

unter anderem die Möglichkeit der Erweiterung und Entwicklung von Dienstleistungs- und 

Handwerksbetrieben unter Berücksichtigung einer konfliktfreien nachbarschaftlichen Nut-

zung mit dem Wohnen vorbereitet bzw. die angrenzende bestehende gewerbliche Nutzung 

geschützt. 

 

1.2 Geltungsbereich 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch- Ost“ umfasst das 

Flurstück 10/15, 10/18 sowie teilweise das Flurstück 10/17 der Flur 2, Gemarkung Quas-

tenberg und Teile des Flurstücke 20/53 und 20/54 der Flur 1, ebenfalls Gemarkung Quas-

tenberg. 

Das Plangebiet befindet sich im Norden der Stadt, im Westen des Ortsteils Quastenberg.  

Das Plangebiet wird zurzeit durch die Straße Quastenberg erschlossen. 

Im Laufe des Verfahrens fand für das ehemals von der LAFA GmbH genutzte Grundstück, 

Flurstück 10/17 der Flur 2 der Gemarkung Quastenberg ein Eigentümerwechsel statt. 

Der neue Eigentümer beabsichtigt, den südlich der Werkhalle liegenden Verkaufsraum  

für seine privaten Zwecke zu nutzen und eine Verschiebung der Zufahrtsstraße auf das 

Grundstück in südöstlicher Richtung. Um diese neuen Entwicklungen zu berücksichtigen 

und planerisch vorzubereiten, wurde der Geltungsbereich im Rahmen der Erarbeitung des 

Vorentwurfs erweitert. 
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Die Grenzen des Geltungsbereichs sind: 

- im Süden die nördlichen Grenzen der vorhandenen Wohnbebauung des Wohngebietes 

Sannbruch Ost der Flurstücke 3/143, 3/144, 3/145, 3/147, 3/154 und 3/180 der Flur 2 

Gemarkung.Quastenberg. 

- im Osten die westliche Grenze des als Gartenland genutzten und mit Garagen und Ne-

bengebäuden bebauten Flurstückes 20/58 und 20/55 der Flur 1 der Gemarkung Quas-

tenberg, 

- im Westen die Grundstücksgrenzen des Flurstückes 10/5 der Flur 2 der Gemarkung 

Quastenberg im Übergang zum Acker, 

- im Norden der südliche Giebel der Werkhalle, teilweise die südliche Grenze des Flurstü-

ckes 10/17 der Flur 2 der Gemarkung Quastenberg mit der Hecken- und Baumbepflan-

zung im Westen. Das Plangebiet ist insgesamt 1,446 ha groß.  
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1.3 Verfahren und Rechtsgrundlagen 
Verfahren 

Das Verfahren zur Aufstellung des qualifizierten Bebauungsplanes wird normal mit Um-

weltprüfung in einem Umweltbericht entsprechend §§ 3 und 4 in Verbindung mit 2a BauGB 

durchgeführt.  

Durch einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag werden die Belange des Artenschutzes in 

der Phase der Bauleitplanung berücksichtigt.  

Mit der Aufstellung des Planes wurde die A & S GmbH Neubrandenburg beauftragt.  

 

Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen für die Aufstellung Bebauungsplanes sind: 

Baugesetzbuch (BauGB) vom 23. September 2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert 

durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) 
 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 

(BGBl. I, S. 133), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stär-

kung der Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung 

des Städtebaurechts (BGBl. I Nr.29 vom 20.06.2013 S.1548) 

 

5. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV) i.d.F. vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991, Teil 

1, S. 58, BGBl. III 213-1-6), zuletzt geändert am 22. Juli 2011 durch Artikel 2 des Gesetzes 

zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden 

(BGBl. I Nr. 39 vom 29.07.2011 S. 1509). 

 
Gesetz über die Neuregelung des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl.I S.2542), zuletzt geändert 

am 13. Oktober 2016 durch Artikel 19 des Gesetzes zur Einführung von Ausschreibungen 

für Strom aus erneuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des Rechts der erneu-

erbaren Energien (BGBl. I Nr. 49 vom 18.10.2016 S. 2258)  

 

Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Landesplanungsgesetz – LPlG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 1998 (GVO Bl. M-

V S. 503,613), zuletzt geändert am 20. Mai 2011 durch Artikel 3 des Gesetzes zur Bereini-

gung des Landes-UVP-Rechts und anderer Gesetze (GVOBl. M-V Nr. 9 vom 10.06.2011, 

S. 323.  
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Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13. Juli 2011 

(GVOBl. M-V Nr. 14 vom 29.07.2011, S. 777). 

Landesbauordnung Mecklenburg- Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 

15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V Nr. 19 vom 30.10.2015, S. 344), zuletzt geändert am 20. 

Januar 2016 durch Berichtigung der Neufassung (GVOBl. M-V Nr. 2 vom 29.01.2016, S. 

28). 

 

1.4 Kartengrundlage 
Als Kartengrundlage dient der Lage - und Höhenplan des Vermessungsbüros Dipl. Ing. 

André Borutta, öffentlich bestellter Vermessungsingenieur, Demminer Straße 65, 17035 

Neubrandenburg, Flur 1 und 2 der Gemarkung Quastenberg im Maßstab 1:500, Lagesys-

tem 42/83, Höhenbezug DHHN 92 vom 15.09.2015 mit Ergänzungen vom 02.11.2016 

. 

1.5 Ziele übergeordneter Planungen 
Regionales Raumentwicklungsprogramm für die Planungsregion „Mecklenburgische Seen-

platte“ (RREP MS) 

Gemäß § 1 Abs.4 BauGB sind Bebauungspläne den Zielen der Raumordnung und Landes-

planung anzupassen. Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm für die Planungsregion 

„Mecklenburgische Seenplatte“ (RREP MS) vom 15.06.2011 sind für die Stadt Burg 

Stargard folgende Planungsansätze formuliert, die bei der Aufstellung Bebauungsplanes 

Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ Berücksichtigung finden: 

Programmpunkt 3.1.2: Burg Stargard liegt im Stadt-Umland-Raum Neubrandenburg 

(5) Die Siedlungsentwicklung im Stadt-Umland-Raum Neubrandenburg soll auf die Stabili-

sierung und Konsolidierung des Wohnungsbestandes hin ausgerichtet werden. Eine zu-

sätzliche Flächeninanspruchnahme für Wohnungsneubau soll vorrangig auf den jeweiligen 

Innenbereich der Gemeinden unter Nutzung vorhandener Nachverdichtungspotenziale 

konzentriert werden. 

 

Programmpunkt 3.2.3 Burg Stargard ist ein Grundzentrum. 

Programmpunkt 4.1 Siedlungsstruktur 

(1) Die gewachsene Siedlungsstruktur soll in ihren Grundzügen erhalten und unter Stär-

kung der Zentralen Orte entsprechend den wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen der 

Bevölkerung weiterentwickelt werden.  

(2) Der Nutzung erschlossener Standortreserven, der Umnutzung, Erneuerung und Ver-

dichtung bebauter Gebiete ist in der Regel Vorrang vor der Ausweisung neuer Siedlungs-

flächen einzuräumen.  
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(4) Die Wohnbauflächenentwicklung ist auf die Zentralen Orte und Siedlungsschwerpunkte 

zu konzentrieren. Die Ausweisung neuer Wohnbauflächen hat in Anbindung an bebaute 

Ortslagen zu erfolgen. (Z) 

 

Mit Hilfe des Bebauungsplanes Nr. 19 "Erweiterung Sannbruch- Ost" beabsichtigt die Stadt 

Burg Stargard der stetigen Nachfrage nach Eigenheimstandorten innerhalb des Stadtgebie-

tes nachzukommen. Die Planung von ca. 15 Standorten für den Eigenheimbau in der Orts-

randlage der Stadt stellt eine Nachverdichtung im Bereich zwischen der Wohnbebauung 

Sannbruch -Ost und Quastenberg dar. Gleichzeitig wird durch die Planung das Stadtgebiet 

in Richtung Westen zum Sannbruch hin abgerundet. 

 

In der Stellungnahme des Amtes für Raumordnung und Landesplanung Mecklenburgische 

Seenplatte vom 17.12.2016 wird bestätigt, dass der Bebauungsplan Nr. 19 "Erweiterung 

Sannbruch-Ost" den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung entspricht. 

 

Teilflächennutzungsplan 

Im Teilflächennutzungsplan der Stadt Burg Stargard, in der Fassung der 2. Änderung, 

rechtswirksam seit dem 21.11.2009 ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes zum Teil 

als Wohnbaufläche, als gemischte Baufläche und als Fläche für die Landwirtschaft darge-

stellt. 

Die mit dem Bebauungsplan beabsichtigte Art der baulichen Nutzung als allgemeines 

Wohngebiet (WA) entspricht damit nicht vollständig den Darstellungen und inhaltlichen 

Aussagen des Teilflächennutzungsplanes der Stadt Burg Stargard.  

Um die geordnete städtebauliche Entwicklung des Stadtgebietes zu sichern und um dem 

Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 3 BauGB (Bebauungspläne sind aus dem Fläche-

nnutzungsplan zu entwickeln) zu entsprechen, wird der Teilflächennutzungsplan im Paral-

lelverfahren geändert. 

 

1.6 Bestandserfassung / Nutzungsbeschränkungen 
Das Plangebiet wird überwiegend für Kleingärten mit teilweiser Kleintierhaltung genutzt. Im 

Nordwesten kennzeichnet eine dichte Baumreihe die Grenze zwischen den Kleingärten mit 

Lauben und Nebengelass von den Flächen, die als Intensivgrünland und kleingärtnerisch 

genutzt werden. Auf diesen Flächen stehen keine bauliche Anlagen.  

Im Osten steht ein Garagenkomplex mit 5 nur noch teilweise genutzten Garagen. Dieses 

Gebäude wird abgebrochen.  

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt zur Zeit vom Osten aus über die 

Straße Quastenberg, die außerhalb des Geltungsbereiches des Planes als Mischverkehrs-
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fläche aus einer 3,50 m breiten asphaltierten Straße und einem einseitigen, gepflasterten 

1,50 m breitem Gehbereich besteht. Innerhalb des Geltungsbereiches ist diese Straße 6,00 

m breit, besteht aus Platten mit Asphalt überzogen und weist einen sehr schlechten Zu-

stand auf. Diese Straße erschließt das Gelände der ehemaligen LAFA GmbH mit der gro-

ßen Werkhalle.  

Die Landmaschinen und Fahrzeug GmbH hat im Frühjahr 2016 den Betrieb in Quastenberg 

aufgegeben. Das Grundstück wird zur Zeit nicht genutzt. Es hat jedoch einen neuen Eigen-

tümer, der zur Zeit die Werkhalle saniert und eine Vermietung an mehrere verschiedenen 

Handwerksbetriebe plant. Er selbst beabsichtigt, innerhalb der im Bebauungsplan als 

Mischgebiet ausgewiesenen Fläche sein Wohnhaus zu errichten. Zum Schutz der Wohn-

bebauung im allgemeinen Wohngebiet wird diese Fläche bis zum Südgiebel der Werkhalle 

mit in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes genommen. 

Auf der in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogenen Fläche der ehemali-

gen LAFA GmbH steht der eingeschossige Anbau an die Werkhalle, früher als Büro und 

Verkaufsraum genutzt. Dieser Anbau wird zeitlich eingeschränkt bis zum Jahr 2017 als 

Spielhalle betrieben. Südlich davor befindet sich der ehemalige Kundenparkplatz. Auf dem 

Parkplatz stehen zwei Werbeschilder und zwei Leuchten. Die Fläche besteht zum Teil aus 

Verbundpflaster und ist mit einem Tiefbord begrenzt. Durch die Kleingartenanlage führen 

unbefestigte Wege.  

Für die Bebauung werden alle Bäume und Sträucher abgebrochen.  

Gesetzlich geschützte Bäume 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich 10 nach § 18 NatSchAG M-V geschützte Bäume. 

Diese werden im Plan nachrichtlich übernommen und mit dem Zeichen Abbruch gekenn-

zeichnet.  

Gemäß § 18 Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) vom 23.02.2010 sind Bäume 

mit einem Stammumfang von mindestens 100 cm, gemessen in einer Höhe von 1,30 m 

über dem Erdboden, gesetzlich geschützt. Die innerhalb des Plangebietes stehendenden 

10 gesetzlich geschützten Bäume sind außerdem in der Anlage 1 Beiplan zum Umweltbe-

richt aufgenommen.  

Die Kompensation für die abzubrechenden gesetzlich geschützten Bäume ist dem Punkt 

2.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft und Anpflanzgebot zu entnehmen. 

Topographie und Baugrund 

Das Plangebiet stellt eine ebene Fläche dar, die sich leicht in Richtung Nordosten neigt.  

Die im Gebiet vorherrschenden Geschiebelehme und –mergel stellen einen tragfähigen 

Baugrund dar. Vor Baubeginn sind jedoch für die Baustandorte Baugrundgutachten zu er-

stellen. 
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Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 ist kein Baudenkmal vorhanden.  

Bodendenkmale sind nicht bekannt.  

Altlasten 

Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen sind nicht bekannt. 

 

 

2.0 INHALT DER PLANUNG 
2.1 Städtebauliches Konzept - Verkehrskonzept 

Städtebauliches Ziel ist die Ergänzung und Abrundung des Stadtgebietes Sannbruch Ost  

und Quastenberg durch die Errichtung von typischen eingeschossigen Wohngebäuden in 

einem allgemeinen Wohngebiet, die in Trauf oder in Giebelstellung zur Straße stehen sowie 

ihre Einbindung in die Landschaft durch eine das Gebiet umgebende Hecke. 

Zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung innerhalb des Plangebietes 

im Zusammenhang mit den benachbarten gemischten Nutzungen wird in der Nachbar-

schaft zur gemischten Nutzung Quastenbergs der angrenzende Teil als Mischgebiet entwi-

ckelt. Damit besteht hier die Möglichkeit neben Wohngebäude, auch einen kleineren ge-

werblichen Betrieb zu errichten, bzw. Erweiterungsmöglichkeiten für angrenzende Hand-

werksbetriebe. Um Nutzungskonflikte mit der Wohnbebauung im allgemeinen Wohngebiet 

zu vermeiden, werden innerhalb dieses Mischgebietes nur sonstigen nicht störende Ge-

werbetriebe zugelassen, die auch in einem allgemeinen Wohngebiet entstehen können. Auf 

der unmittelbar an die Werkhalle angrenzende Fläche werden zum Schutz vor eventuellen 

Störungen durch die Handwerksbetriebe in der Halle keine Wohngebäude zugelassen.  

Die Zufahrt in Richtung Werkhalle erfolgt über die Straße Quastenberg. Sie ist als private 

Verkehrsfläche festgesetzt und wird durch den Eigentümer in südliche Richtung versetzt 

erneuert. 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über eine neue Erschließungsstra-

ße, die in Verlängerung der Straße B bis zur Kreuzung Straße Quastenberg in dem beste-

henden Querschnitt 5,90 m breit (Fahrgassenbreite 5,50 m) bis zur Zufahrt auf das Gelän-

de der ehemaligen LAFA GmbH als öffentliche Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbe-

stimmung „Mischverkehr“ geführt wird.  

Hier trifft diese Straße auf die Straße Quastenberg, die in Anpassung an die vorhandene 

Straße in einer Breite von 5,40 m (Fahrgassenbreite 5,00 m) als öffentliche Mischverkehrs-

fläche erneuert werden soll. 

Über eine Schleife in Verlängerung der Straße Quastenberg mit Anschluss an die Straße B 

erfolgt die innere Erschließung des Plangebietes. Diese Straße wird 4,90 m breit (Fahrgas-
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senbreite 4,50 m) als Mischverkehrsfläche ausgebaut und nur privat von den Anliegern 

genutzt. 

Innerhalb der Mischverkehrsflächen steht allen Verkehrsteilnehmern der gesamte Straßen-

raum zur Verfügung und sie sind gleichberechtigt. Zum Schutz der Fußgänger sollen die 

Fahrgassen und die überwiegend als Gehflächen genutzten Bereiche mit unterschiedlichen 

Oberflächen (Material, Struktur, Farbe) gekennzeichnet werden.  

Im allgemeinen Wohngebiet und im Mischgebiet sind die Stellplätze auf den privaten 

Grundstücken unterzubringen. 

 

2.2 Nutzungskonzept - Art und Maß der Nutzung 
Das Gebiet wird in Fortsetzung der umgebenden vorhandenen Nutzungen im Sannbruch 

als ein allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. Das allgemeine Wohnge-

biet soll vorwiegend dem Wohnen dienen. Im nordöstlichen Teil des Plangebietes wird in 

Zusammenhang mit der angrenzenden gewerblichen Nutzung ein Mischgebiet mit zwei 

Teilgebieten festgesetzt. 

Entsprechend § 6 dienen Mischgebiete dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe-

betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 

Zulässig sind hier neben den Wohngebäuden, Geschäfts- und Bürogebäude, Einzelhan-

delsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes und . 

zum Schutz der angrenzenden Wohnbebauung nur sonstige nicht störende Gewerbebe-

triebe im Sinne des § 4 BauNVO. Im Teilgebiet 1 des Mischgebietes werden aus dem glei-

chen Grund Wohngebäude ausgeschlossen. 

Anlagen für Verwaltungen, kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke sowie Gartenbaubetriebe, Tankstellen sowie Vergnügungsstätten im Sinne des § 

4a Abs. 3 Nr. 2 BauGB werden im gesamten Geltungsbereich nach § 1 Abs. 5 und 6 

BauNVO ausgeschlossen. Sie können in anderen Gebieten des weiteren Stadtgebietes 

errichtet werden.  

 

Als Maß der Nutzung werden die nach § 17 BauNVO festgelegte Obergrenzen der Grund-

flächenzahl von 0,4 für ein allgemeines Wohngebiet und 0,6 für ein Mischgebiet bestimmt.  

Die Grundfläche gibt an, wie viele Quadratmeter Grundfläche (versiegelte Fläche) je Quad-

ratmeter Grundstücksfläche zulässig ist. Überschritten werden kann diese Obergrenze 

durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie durch Nebenanlagen im Sinne 

des § 14 BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die 

das Gelände überbaut wird bis zu 50%, das heißt bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 in 

dem Mischgebiet bzw. 0,6 in dem allgemeinen Wohngebiet (§ 19 BauNVO).  
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Weiterhin wird das Maß der Nutzung über die Zahl der Vollgeschosse mit maximal zwei 

und durch die Festlegung der maximalen Höhen der Traufen mit 4,20 m gemessen vor Mit-

te des Gebäudes zum Bezugspunkt Höhe Mitte der dazugehörigen Straße nach § 16 

BauNVO geregelt. 

Die Festlegung der Zahl der Vollgeschosse orientiert sich am Bestand in der Straße Quas-

tenberg und im Wohngebiet Sannbruch..  

Somit ist maximal die Errichtung von eingeschossigen Gebäuden mit einem Drempel und 

einem ausgebauten Dachgeschoss möglich. 

 

2.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
Die Gebäude sollen ortsüblich in einer offenen Bauweise errichtet werden. Drei durch Bau-

grenzen festgelegte großzügige Baufelder bestimmen die überbaubare Grundstücksfläche. 

Die Festsetzung zur Trauf- oder Giebelstellung der Hauptgebäude parallel zu den Erschlie-

ßungsstraßen sichert eine ortstypische straßenbegleitende Bebauung. Der genaue Stand-

ort der Gebäude kann zu einem späteren Zeitpunkt individuell bestimmt werden.  

Das Baufeld im Mischgebiet ist in Richtung Norden offen, so dass für den angrenzenden 

Gewerbebetrieb die Möglichkeit besteht, ein größeres Gebäude zu errichten.  

Zur Wahrung der Dominanz der Hauptgebäude sind ortstypisch Nebenanlagen,  

Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) nicht zwischen der Verkehrsfläche und 

den straßenseitigen Baugrenzen zulässig.  

 

2.4 Grünflächen 
Die parallel der Straßen B und Quastenberg festgesetzten privaten Grünflächen dienen den 

angrenzenden Nutzungen außerhalb des Plangebietes. 

Die privaten Grünflächen entlang der Straße B und der Straße Quastenberg können durch 

jeweils eine 3 m breite Zufahrt pro angrenzendes Grundstück unterbrochen werden.  

 

2.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft und Anpflanzgebot 

Als Kompensationsmaßnahme und zur Einbindung der geplanten Bebauung in die Land-

schaft ist am nördlichen, westlichen und südlichen Rand eine 4,00 m breite einreihige He-

cken aus heimischen Gehölzen anzupflanzen.  

Desweiteren ist auf der Grundstücksgrenze zwischen den Hausreihen, parallel zur Straße 

am Brink auch zum Nachbarschutz eine einreihige 6,00 m breite Hecke aus heimischen 

Gehölzen zu anzulegen. Der Abstand der Gehölze von der Grundstücksgrenze beträgt 1,5 

m und der Abstand in der Reihe 1 m.  

Folgende einheimische Gehölzarten sind zu verwenden: 
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(Pflanzqualität: Sträucher, Höhe ≥ 80 cm): 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
Crataegus monogyna  Weißdorn 
Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
Prunus spinosa  Schlehe 
Rosa canina   Hundsrose 
Viburnum lantana  Schneeball 
 

Je 200 m² der Grundstücksfläche ist durch den Grundstückseigentümer ein heimischer 

Laub- oder Obstbaum zu pflanzen. Es sind Laubbäume folgender Arten zu verwenden: 

Acer campestre  Feldahorn 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Betula pendula  Birke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Pyrus communis  Holzbirne 
Quercus petraea  Traubeneiche 
Tillia cordata   Winterlinde  
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Quercus robur   Pyramideneiche  
Crataegus laevigata  Rotdorn "Paul`s Scarlett” 
 

Entlang der Straße B sind als Ausgleichsmaßnahme und zur Gestaltung des Stra- 

ßenraumes im Abstand von 1,80 m zur Straßenbegrenzungslinie und im Abstand von 14,00 

m zueinander 6 heimische Birnenbäume Pyrus communis `Beech Hill´ auf den festgesetz-

ten Standorten zu pflanzen, wobei die Lücke in der Baumreihe die Errichtung einer mögli-

chen Erschließungsstraße in das östlich liegende Gebiet berücksichtigt. 

Die Pflanzqualität: 3x verpflanzt, Hochstamm mit gerader Stammverlängerung und Stamm-

umfang von 16- 18 cm bei Laubbäumen und 10- 12 cm bei Obstbäumen. Zur Sicherung 

des Erhalts der angepflanzten Gehölze sind diese mit einem Fegeschutz und einem Kalk-

anstrich zu versehen.  

Die Pflanzung der Hecken, sowie die Anpflanzung der Bäume innerhalb der Grundstücks-

flächen und auf der privaten Grünfläche dienen dem Ausgleich gemäß § 1a Abs. 3 und § 9 

Abs. 1 a BauGB. 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches der B-Planes Nr. 19 befinden sich 10 gesetzlich ge-

schützte Bäume. Für die Umsetzung der Planungsziele des Bebauungsplanes können sie 

nicht erhalten werden.  

Für den Abbruch der gesetzlich geschützten Bäume wird ein Antrag auf Naturschutzge-

nehmigung gemäß § 40 NatSchAG M-V von den Verboten des § 18 Abs. 2 NatSchAG M.V 

durch die Stadt Burg Stargard bei der zuständigen unteren Naturschutzbehörde gestellt.  

Der Kompensationsumfang nach der § 18 NatSchAG M-V der geschützten Bäume ist nach 

dem Baumschutzkompensationserlass vom 15.10.2007 (Amtsbl. M-V 2007 Nr. 44 S. 530) 

zu ermitteln. Gemäß Anlage 1 zu Nr. 3.1.2 ist bei der Beseitigung von Bäumen mit einem 
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Stammumfang von bis 150 cm die Kompensation im Verhältnis 1:1 und bei einem Stamm-

umfang von 150 cm bis 250 cm die Kompensation im Verhältnis 1:2 zu erbringen.  

Daraus ergibt sich ein Kompensationsbedarf von 13 Bäumen: 

 

Nr. Stück   Art      STU     Schutzstatus      Kompensationsbedarf   

1 1  Birke     1,88     §18 NatSchAG MV     1:2 = 2 Stück 

1 1  Birke     1,04     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Birke     1,04     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Birke     1,26     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Birke     1,10     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Birke     1,04     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Birke     1,26     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Ahorn     1,10     §18 NatSchAG MV     1:1 = 1 Stück 

1 1  Walnuss    1,88     §18 NatSchAG MV     1:2 = 2 Stück 

2 1  Walnuss    1,57     §18 NatSchAG MV     1:2 = 2 Stück       

Kompensationsbedarf        13 Stück 

 

Als Kompensation für den Abbruch von 10 nach § 18 NatSchAg M-V geschützten Bäumen 

sind 13 Birken Betula pendula entlang der Gemeindestraße nach Kreuzbruchhof auf dem 

Flurstück 13/1 in der Flur 6 der Gemarkung Burg Stargard zu pflanzen. Die Pflanzqualität: 

3x verpflanzt, Hochstamm mit gerader Stammverlängerung und Stammumfang von 16- 18 

cm . Diese sind Ergänzungspflanzungen innerhalb der bestehenden Birkenallee. 

Alle anzupflanzenden Gehölze sind für die Dauer von insgesamt 3 Jahren (1 Jahr Fertig-

stellungspflege, 2 Jahre Entwicklungspflege) zu pflegen. Nicht angewachsene Gehölze sind 

gleichwertig zu ersetzen. 

 

2.6 Örtliche Bauvorschriften 

 

Die Stadt möchte im Geltungsbereich des Plangebietes „Erweiterung Sannbruch-Ost“ eine 

Variabilität in den Dachformen zulassen und erlässt aus diesem Grund die örtliche Bauvor-

schrift, dass die Dächer der Hauptgebäude als symmetrisch ausgebildete Sattel-, Walm- 

und Krüppelwalmdächer mit Dachneigungen von 22 bis 45° zulässig sind. Die Dachformen 

Flach- und Pultdächer sind auch zulässig. Für die geneigten Dächer der Hauptgebäude 

sind nur rote, rotbraune und anthrazitfarbene Dachsteine oder -ziegel zulässig, wie es bei 

den Gebäuden im Sannbruch typisch ist. 

Ausnahmsweise können andere Materialien zugelassen werden, wenn dies zur Nutzung 

erneuerbarer Ressourcen (Sonnenenergie) erforderlich ist. Diese Anlagen sollen aus ge-
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stalterischer Sicht nicht über der Dachhaut angebracht werden sondern sich in die Dächer 

sich in die Dächer einfügen ohne sind nur bündig mit der Dachhaut zulässig. 

Für die sichtbaren Oberflächen der Außenfassaden sind nur Putz und  Klinker zulässig 

Für 40 % der Außenfassade sind Holz und Glas zulässig.  

Um eine harmonische Höhenentwicklung der Gebäude im Gebiet in Anpassung an die To-

pografie zu sichern, wird eine maximale Erdgeschossfußbodenhöhe von 0,30 m über Stra-

ßenmitte vor Mitte Haus bestimmt. 

Für Sichtbeziehungen auf das Haus und die Vorgärten und zur Gestaltung der Straßen-

räume sind Einfriedungen entlang der Straßenverkehrsfläche im Bereich zwischen der 

Straßenbegrenzungslinie  und der straßenseitigen Bauflucht des Hauptgebäudes nur als 

Zaun und /oder Hecke bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig.  

 

 

3.0 TECHNISCHE INFRASTRUKTUR 
3.1 Trinkwasserversorgung 

Die Erschließung des Gebietes erfolgt durch das Verlegen neuer Trinkwasserleitungen in 

den geplanten öffentlichen Straßenräumen. 
Die Wasserversorgung wird über die Neubrandenburger Stadtwerke GmbH durch An-

schluss an das örtliche Leitungsnetz erfüllt. Im Nahbereich außerhalb des Geltungsberei-

ches des Bebauungsplanes liegen in der Straße Am Brink eine Trinkwasserleitung PE 125 

und un der Straße Quastenberg eine DN 80 G. 

Zur Versorgung des Gebietes ist eine Netzerweiterung mit Ringschluss erforderlich. 

 

3.2 Schmutz- und Regenwasserentsorgung- Fläche mit Leitungsrecht 
Die Schmutzwasserentsorgung  erfolgt zentral durch die Verlegung neuer Leitungen in den 

öffentlichen Straßenräumen des Plangebietes mit Anschluss an die örtliche Kanalisation in 

das Leitungssystem des Wohngebietes Sannbruch Ost - Straße Am Brink.  

Das anfallende Regenwasser von den Grundstücken wird über eine geplante Regenwas-

serleitung, die über das Plangebiet in Richtung Sannbruch führt abgeleitet. Die Lage dieser 

Leitung wird durch eine 3 m breite Fläche mit Leitungsrecht bestimmt.  

In der Phase der Erschließungsplanung ist die wasserrechtliche Erlaubnis für die Einleitung 

des Niederschlagswassers in das Gewässer Sannbruch bei der unteren Wasserbehörde 

des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zu beantragen 

Das Leitungsrecht besteht zu Gunsten des zuständigen Entsorgungsunternehmens und der 

Stadt Burg Stargard. Es umfasst die Befugnis, die Leitung zu verlegen und zu unterhalten. 

Es besteht Anschlusspflicht.  
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Die Stadt Burg Stargard hat eine Abwasserbeseitigungs- und Anschlusssatzung vom 

03.05.2005. Entsprechend dieser Satzung muss der Grundstückseigentümer sein Abwas-

ser in das öffentliche Netz einleiten, wenn die entsprechenden Leitungen in den angren-

zenden Straßenräumen vorhanden sind.  

 

3.3 Elektroenergieversorgung 
Die Stromversorgung erfolgt durch Anschlüsse an das vorhandene örtliche Elektronetz der 

EON. edis AG. 

 

3.4 Wärmeversorgung/ Regenerative Energie 
Die Wärmeversorgung kann durch Anschluss an das Gasleitungsnetz der Neubrandenbur-

ger Stadtwerke GmbH, durch erneuerbare Energiequellen oder durch Elektro- bzw. Ölhei-

zungen erfolgen. 

In der Straße Quastenberg  und in der Straße B befinden sich Gasmitteldruckleitungen PE 

d 110 von neu.sw. Zur Erschließung des Plangebietes ist eine Netzerweiterung mit Ring-

schluss in der Straße B sowie eine Ringleitung in der neuen Straße erforderlich. 

 

3.5 Telekommunikation 
Im Plangebiet sind Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG, T-Com vorhan-

den. 

Zur telekommunikationstechnischen Versorgung des Plangebietes durch die Deutschen 

Telekom AG, T-Com ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien erforderlich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit 

dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leistungsträger ist es notwendig, 

dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Plangebiet der Deutschen Tele-

kom AG so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn angezeigt werden.  

Außerhalb des Plangebietes in der Straße Am Brink befindet sich Bestandsleitungen  der 

neu-medianet GmbH. Für die Erschließung des Plangebietes muss dieser erweitert wer-

den. Durch die neu- medianet GmbH erfolgt die Bereitstellung von Multi-Media-Dienste 

(Internet, Telefon, TV und Datendienste) mittels LWL (Lichtwellenleiter). 

 

 

3.6 Löschwasserversorgung 
Gemäß § 2 Gesetz über den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehren (BrSchG) 

für Mecklenburg-Vorpommern vom 14.11.1991, geändert durch „Erstes Gesetz zur Ände-

rung des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren 

(BrSchG) für Mecklenburg-Vorpommern“ vom 11. Februar 2002, haben Gemeinden die 
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Löschwasserversorgung (Grundschutz) zu sichern. Die Bemessung des Löschwasserbe-

darfs hat nach Arbeitsblatt W 405 des Deutschen Vereins des Gas– und Wasserfaches 

(DVGW) zu erfolgen. Für den Einsatz der Feuerwehr sind Bewegungsflächen für Feuer-

wehrfahrzeuge entsprechend der „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstü-

cken – Fassung August 2006“ anzuordnen. 

Für die notwendige Löschwasserversorgung von 96 m³/h kann aus dem öffentlichen Trink-

wassersystem  derzeit eine Menge von 48m³/h über einen Zeitraum von 2 Stunden bei ei-

nem maximalen Druckabfall auf 1,5 bar Versorgungsdruck im Versorgungsnetz bereitge-

stellt werden. Zur Absicherung der Löschwasserversorgung sind im Rahmen der Netzer-

weiterung zusätzliche Unterflurhydranten erforderlich, die nach der DVGW -Arbeitsblätter W 

400-1 und W 405 angeordnet werden. 

Desweiteren steht das Gewässer Sannbruch, dass sich in einer Entfernung kleiner 300 m 

vom Standort befindet, für die Löschwasserbereitstellung genutzt werden. 

 

3.7 Abfallentsorgung 
Die Abfallentsorgung erfolgt entsprechend der Abfallsatzung des Landkreises Mecklenbur-

gische Seenplatte. 

 

 

4.0 IMMISSIONSSCHUTZ 
Immissionen sind im Sinne des BImSchG auf Menschen, Tiere, Pflanzen, den Boden, das 

Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreini-

gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Umwelteinwirkungen, die von Bauflä-

chen und Verkehrsflächen ausgehen können. Besonders schutzbedürftig gegenüber schäd-

lichen Umwelteinflüssen sind Siedlungsflächen. Eine der zentralen Aufgaben der Bauleit-

planung ist es, dazu beizutragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern. Nutzungen 

sind einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen die-

nende und andere schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. 

Das Plangebiet wird als allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO und im Übergang zum 

Werksgelände der ehemaligen LAFA GmbH als Mischgebiet nach § 6 BauNVO festgesetzt.  

Laut DIN 18005 sind zum Schutz vor Lärm die Orientierungswerte für ein allgemeines 

Wohngebiet von tags 55 dB (A) und nachts 45 dB(A) und für ein Mischgebiet von 60 dB 

tags und 50/45 dB nachts einzuhalten.  

Die Stadt geht nicht davon aus, dass es zu schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-

sche ausgehend von umgebenden naheliegenden Gewerbebetrieben kommen wird.  
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Die angrenzenden Halle der ehemaligen LAFA GmbH steht zur Zeit ungenutzt leer. Nur der 

eingeschossige Anbau an die Werkhalle wird, unter Berücksichtigung der geplanten Wohn-

nutzung zeitlich eingeschränkt bis zum Jahr 2017 als Spielhalle betrieben. 

Bei einer Nachnutzung der Halle sind im Zuge der Bauanträge die Schallschutznachweise 

für die vorhandenen und geplanten Wohnnutzungen zu erbringen. 

Die nordöstlich an die außerhalb des Geltungsbereiches liegende vorhandene Wohnbe-

bauung der Straße Quastenberg angrenzenden Handels - und Dienstleistungsbetriebe sind 

in einem Mischgebiet zulässig und somit für die geplante Wohnbebauung verträglich. Sie 

befinden sich in einem Abstand von mehr als 90 m zum geplanten allgemeinen Wohnge-

biet. Somit werden ausgehend von diesen Betrieben keine beeinträchtigenden Lärmimmis-

sionen erwartet. 

In einem Abstand von 210 m befindet sich die Neubrandenburger Buntmetallhandels GmbH 

i.G., die mit Metallen im Sekundärrohstoffbereich, mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen, 

landwirtschaftliche Dienstleistungen, sowie mit Waren und Dienstleistungen (außer geneh-

migungspflichtigen) handelt. Bei einem Abstand von 210 m zu dem Lagerplatz der Metalle 

werden die nach Abstandserlass d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz,  

Landwirtschaft und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen geforderten 200 m zum ge-

planten Wohngebiet eingehalten.  

Auf Grund der verträglichen Nutzungen in der Nachbarschaft (Wohnnutzung und kleinere 

Handwerks,- Handels- und Dienstleistungsunternehmen werden keine grenzwertüber-

schreitenden Lärmimmissionen erwartet. 

Störende Immissionen durch Verkehrslärm werden ebenfalls nicht erwartet.  

Es wird nicht zur Überschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 kommen. 

Vom Plangebiet selbst gehen keine die Nachbarschaft störenden Emissionen aus. 
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5.0 FLÄCHENBILANZ 
Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch- Ost“ umfasst eine 

Fläche von 1,46 ha (100%).  

Gesamtes Plangebiet      14627 m² 100% 

Allgemeines Wohngebiet     9755m²  67% 

Mischgebiet       2372m²  16 % 

davon Fläche mit Anpflanzgebot   1403 m² 

 

Verkehrsfläche insgesamt     2085 m² 14% 

davon 

Öffentliche Verkehrsfläche mit 
besonderer Zweckbestimmung Mischverkehr 854 m²  
 
private Verkehrsfläche mit 
besonderer Zweckbestimmung Mischverkehr 1231 m²  
 
Private Grünfläche gesamt     415 m²  3% 

 

 

6.0 HINWEISE FÜR DIE WEITERFÜHRENDE PLANUNG UND DIE BAU-
DURCHFÜHRUNG 

Wasserrecht 

Bohrungen für Erdwärmesonden sind der unteren Wasserbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 

Das Betreiben einer Erdwärmeanlage bedarf gemäß der §§ 8 und 9 des Wasserhaushalts-

gesetzes (WHG) der wasserrechtlichen Erlaubnis durch die untere Wasserbehörde. 

Die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen ist der Unteren Wasserbehörde des Land-

kreises entsprechend § 20 Landeswassergesetz M-V (LWaG) anzuzeigen. 

 

Immissionsschutz 

Für die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb von Feuerungsanlagen, die keiner 

Genehmigung nach § 4 des Bundes - Immissionsschutzgesetzes bedürfen, gilt die Erste 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ( Verordnung über 

kleine und mittlere Feuerungsanlagen-1.BImSchV) vom 26.10.2010 (BGBl. I S. 38) 

Während der Bauphase sind die  Bestimmungen der 32. Verordnung zur Durchführung des 

BImSchG (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung -32. BImSchV) sowie die Immis-

sionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm einzu-

halten. 

Die Überwachung der Heizungsanlage ist gemäß 1. BImSchV durch den Bezirksschorn-

steinfeger zu gewährleisten. Gemäß § 14 der o.g. Verordnung hat der Betreiber der Feue-
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rungsanlage innerhalb von 4 Wochen nach der Inbetriebnahme eine Messung durch den 

Schornsteinfeger durchführen zu lassen. 

Weiterhin sind gemäß der § 22 und 23 des Bundes -Immissionsschutzgesetzes vermeidba-

re schädliche Umwelteinwirkungen (insbesondere Lärm, Erschütterungen und Staub) zu 

verhindern bzw. unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß zu 

beschränken. 

 

Abfall 

Die bei der geplanten Maßnahme anfallenden Abfälle sind ordnungsgemäß und schadlos 

zu verwerten (§7 KrWG) oder, soweit eine Verwertung technisch nicht möglich oder wirt-

schaftlich nicht zumutbar ist, unter Wahrung des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen 

(§15 KrWG). 

 

Altlastenverdachtsflächen 

Im Plangebiet befinden sich nach gegenwärtigem Kenntnisstand keine Altlasten oder altlas-

tenverdächtige Flächen. Sollten dem Planungsträger im Rahmen der Bautätigkeit gegentei-

lige Tatsachen bekannt werden, ist im Hinblick auf die Forderungen des § 1 (5) BauGB und 

des Landesbodenschutzgesetzes – LBodSchG M-V unverzüglich die untere Abfallbehörde 

des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zu benachrichtigen, damit gegebenenfalls 

erforderliche Maßnahmen eingeleitet werden können. 

Nach § 4 Absatz 1 Bundes-Bodenschutzgesetz hat jeder, der auf den Boden einwirkt sich 

so zu verhalten, dass keine schädliche Bodenveränderungen hervorgerufen werden und 

somit die Vorschriften diese Gesetzes eingehalten werden. 

Soweit im Rahmen der Baumaßnahme Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf 

dem Grundstück auf-oder eingebracht werden soll, haben die Pflichtigen nach §7 Bundes- 

Bodenschutzgesetz Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu 

treffen. Die Forderungen der §§ 10 bis 12 Bundes Bodenschutz und Altlastenverordnung 

(BBodSchV) sind zu beachten. Auf die Einhaltung der Anforderungen der DIN 19731 ( Ver-

wertung von Bodenmaterial 5/1998)wird besonders verwiesen. 

Teile des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes wurden langjährig gewerblich genutzt. 

Treten bei den Bauarbeiten und Erdarbeiten Anzeichen von schädlichen Bodenverände-

rungen (z.B abartiger , muffiger Geruch, annormale Verfärbung des Bodenmaterials, Aus-

tritt verunreinigter Flüssigkeiten, Reste alter Altablagerungen ) bzw. besteht der Verdacht 

von Altlastens, ist die untere Bodenschutzbehörde im Umweltamt des Landkreises umge-

hend zu informieren.  
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Bodendenkmale 

Werden bei Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen, von denen 

anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gemäß § 2 Abs. 1 DSchG M-V ein öffentliches 

Interesse besteht, entdeckt, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG M-V. In diesem Fall 

ist die untere Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fund und die 

Fundstelle sind bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für 

Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 

fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die Frist für eine fachgerechte Unter-

suchung im Rahmen des Zumutbaren verlängert werden (§11 Abs.3 DSchG M-V). 
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7.0 UMWELTBERICHT 
7.1 Einleitung 

7.1.1 Kurzdarstellung des Vorhabens 

Für die Errichtung eines allgemeinen Wohngebietes und eines Mischgebietes als Abrun-

dung des Wohngebietes Sannbruch-Ost zum Gebiet Quastenberg im Nordosten der Stadt 

Burg Stargard wird der Bebauungsplan Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ aufgestellt. Mit 

dem Bebauungsplan sollen planungsrechtliche Voraussetzungen vorrangig für die Errich-

tung von Einfamilienhäusern auf bisher gärtnerisch genutzten Flächen geschaffen werden. 

Des Weiteren ist eine weitere verkehrliche Anbindung des Wohngebietes Sannbruch- Ost 

durch einen Verkehrsverbindungsweg zwischen der Straße Am Brink und Quastenberg 

geplant.  

Das Plangebiet grenzt im Süden an die vorhandene Wohnbebauung „Sannbruch-Ost“. Im 

Norden befinden sich die gemischten Bauflächen Quastenbergs mit der Gewerbefläche der 

LAFA GmbH. Im Osten grenzen an das Plangebiet die Wohnbebauung sowie die Kleingär-

ten und im Westen landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

 

Das 14.627 m² umfassende Plangebiet gliedert sich in: 

9755 m² allgemeines Wohngebiet und  

2372 m ² Mischgebiet 

  1403 m² überlagerte Festsetzung Anpflanzgebot 

2085 m²   Verkehrsflächen  

415 m²  Grünfläche         

 

Detaillierte Angaben zum Vorhaben sind Punkt 2.0 der Begründung zu entnehmen. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird eine Umweltprüfung durchgeführt. Der In-

halt des Umweltberichtes richtet sich nach der Anlage 1 (zu §§ 2a und 4c) BauGB.  

 

7.1.2 Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen 
und ihre Berücksichtigung 

Fachgesetze 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB enthält eine Auflistung der Belange des Umweltschutzes. Diese 

werden bei der Aufstellung des Bebauungsplanes berücksichtigt. 

 

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 

BauGB i. V. m. § 18 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zu beachten.  

Es werden Maßnahmen innerhalb und außerhalb des Plangebietes zum Ausgleich der Ein-

griffe in Natur und Landschaft festgesetzt. 
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Fachplanungen   

Der Gutachterliche Landschaftsrahmenplan Mecklenburgische Seenplatte (GLRP) enthält 

in Punkt III. 4.7.2 „Konfliktminderung bei der Ausweisung von Bauflächen und Minimierung 

des Flächenverbrauchs“ u.a. die Aussage, dass Bereiche mit herausragender Bedeutung 

für die Sicherung ökologischer Funktionen und Bereiche mit besonderer Bedeutung für die 

Sicherung der Freiraumstruktur zur Minimierung von Konflikten mit naturschutzrechtlichen 

Belangen von der Ausweisung als Bauflächen ausgenommen werden sollen. 

Das Plangebiet liegt außerhalb dieser Ausschlussflächen.  

 

Der Flächennutzungsplan enthält für den nördlichen Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ Darstellungen als Flächen für die Landwirtschaft 

und gemischte Bauflächen. Die Darstellungen des Flächennutzungsplanes für den Gel-

tungsbereich des B-Planes Nr. 19 werden im Parallelverfahren zur 4. Änderung des Teilflä-

chennutzungsplanes der Stadt Burg Stargard geändert.  

 

Ein Landschaftsplan liegt für die Stadt Burg Stargard nicht vor.  

 

7.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
7.2.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des Umweltzustandes und der Umwelt-

merkmale 
7.2.1.1 Schutzgut Mensch 
Die Stadt Burg Stargard hat mit Stand vom 31.07.2015 einschließlich der Ortsteile 5.390 

Einwohner (Quelle: Amt Stargarder Land). Davon leben 353 Personen im Ortsteil Quasten-

berg.  

Das geplante Allgemeine Wohngebiet grenzt im Süden an die vorhandene Wohnbebauung  

„Am Sannbruch“, im Osten an die vorhandenen Kleingärten und im Westen an die landwirt-

schaftlich genutzten Flächen. Im Norden im Übergang zu den angrenzenden gewerblich 

genutzten Flächen ist ein verträgliches Mischgebiet festgesetzt.  

Von Bauflächen können schädliche Umwelteinflüsse wie Lärm, Abgase und Erschütterun-

gen ausgehen. Diese Emissionen wirken sowohl auf den Boden, das Wasser, die Luft, Tie-

re und Pflanzen als auch auf das Leben, die Gesundheit und das Wohlbefinden des Men-

schen sowie auf Kultur- und Sachgüter ein (Immissionen). 

Wohnbauflächen weisen gegenüber Immissionen eine hohe Störempfindlichkeit und eine 

hohe Schutzbedürftigkeit auf. In Punkt 4.0 Immissionsschutz wird ausgeführt, dass sich die 

geplanten Nutzungen in die vorhandenen bebauten Strukturen einfügen und die Verträg-

lichkeit der Nutzungen nebeneinander gegeben ist.  
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Mit dem geplanten Vorhaben sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des Menschen 

verbunden. 

 

7.2.1.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 
Die Vegetation wird geprägt von den Standortfaktoren Boden, Wasser, Klima und Oberflä-

chengestalt. 

Die Stadt Burg Stargard liegt aus pflanzengeografischer Sicht in einem Übergangsgebiet 

zwischen dem atlantisch beeinflussten Gebiet, das Westmecklenburg und die Ostseeküste 

umfasst sowie dem subkontinentalen Gebiet der Uckermark. In diesem Gebiet fehlen be-

reits die ausgesprochen atlantischen Elemente und die kontinentalen Einflüsse sind bereits 

deutlich feststellbar. 

Die potenzielle natürliche Vegetation ist die Vegetation, die sich bei Wegfall des menschli-

chen Einflusses auf Grund des Wirkungsgefüges von Boden, Wasser, Klima und Gelände-

gestalt ausbilden würde. Ohne die menschliche Beeinflussung wären mehr als 95% der 

Fläche Mecklenburg-Vorpommerns mit Wald bedeckt.  

Die lehmigen Böden in Norden von Burg Stargard werden von Waldgersten-Buchenwald 

einschließlich der Ausprägung als Lungenkraut Buchenwald eingenommen.  

 

Die Erfassung des Schutzgutes Pflanzen und Tiere erfolgt in Form einer Biotoptypenkartie-

rung nach der „Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen in 

M-V“ (LUNG M-V, Materialien zur Umwelt 2010, Heft 2). 

Das Plangebiet umfasst die Kleingartenanlage mit überwiegend kleinstämmigen Obstbäu-

men und Spalierobst (13.7.2 Strukturarme Kleingartenanlage) im Norden des Wohngebie-

tes Sannbruch-Ost bis zum Gebiet Quastenberg, deren Nutzung nach und nach aufgege-

ben wird. Die Flächen in Südwesten sowie Nordosten des Plangebietes wo die gärtnerische 

Nutzung bereits aufgegeben worden ist, werden durch den Biotoptyp 9.3.2  Intensivgrün-

land auf Mineralstandorten eingenommen. Innerhalb der Kleingartenanlage verlaufen von 

Quastenberg in Norden bis zur Straße Am Brink im Süden sowie von Osten nach Westen 

unbefestigte Wege.  

Innerhalb des Siedlungsgehölzes aus relativ jungen Birken und Ahorn im zentralen Bereich 

des Plangebietes stehen 7 gesetzlich geschützte Bäume, die für die Umsetzung der Pla-

nungsziele des Bebauungsplanes Nr. 19 nicht erhalten werden können. Weitere 3 ge-

schützte Bäume stehen im Bereich der Kleingärten. Auch sie können nicht erhalten werden. 

Südlich der Landmaschinen- und Fahrzeug GmbH befindet sich ein Siedlungsgebüsch aus 

heimischen Sträuchern, dass ebenfalls für die Bebauung abgebrochen wird.  

Der Geltungsbereich des B-Planes Nr. 19 umfasst im Osten einen leer stehenden Gara-

genkomplex, der abgebrochen werden soll und die im Nordosten  mit Betonplatten befestig-
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te Parkfläche des ehemaligen Autohauses, die dem Biotoptyp 14.11.1 Brachfläche der 

städtischen Siedlungsgebiete zugeordnet werden. Am östlichen Rand des Plangebiet ver-

läuft ein  Teilabschnitt der Straße Quastenberg (Biotoptyp 14.7.5 Straße), die sich in einem 

schlechtem Zustand befindet.   

 

Die Bewertung des Biotoppotenzials erfolgt an Hand der im Vorhabengebiet erfassten Bio-

toptypen. 

Folgende Kriterien wurden dabei zu Grunde gelegt: 

Die Regenerationsfähigkeit spiegelt die Fähigkeit von Lebensräumen wieder, äußere 

Störwirkungen zu kompensieren und den vor der Störung bestehenden Zustand wieder 

herzustellen. Entscheidend für das Regenerationsvermögen ist die für die Entwicklung des 

Lebensraumes notwendige Zeit unter geeigneten Standortbedingungen.  

Die Gefährdung bzw. Schutzwürdigkeit eines Biotops ist abhängig von der natürlichen 

bzw. anthropogen bedingten Seltenheit eines Lebensraumes und von der Empfindlichkeit 

gegenüber einwirkenden Störungen.  

 

Zur Bewertung der einzelnen Flächen im Hinblick auf ihre Schutzwürdigkeit, Bedeutung und 

Empfindlichkeit gegenüber dem geplanten Vorhaben wurden die erfassten Biotoptypen der 

folgenden Gruppe zugeordnet: 

Geringes Biotoppotenzial 

9.3.2   Intensivgrünland auf Mineralstandorten 

13.2.1 Siedlungsgebüsch aus heimischen Gehölzarten 

13.3.1 Artenarmer Zierrasen 

13.7.2 Strukturarme Kleingartenanlage 

14.7.5 Straße 

14.11.1 Brachfläche der städtischen Siedlungsgebiete 

Mittleres Biotoppotenzial  

13.2.3 Siedlungsgehölz aus heimischen Baumarten 

 

Die Flächen am nördlichen Rand der Stadt Burg Stargard gehören nicht zu den re-

gelmäßig genutzten Nahrungs- und Ruhegebieten rastender Wat- und Wasservö-

gel.  

Aussagen zu den Belangen des Artenschutzes sind dem artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag (Punkt 8.0) zu entnehmen. 

 

Gesetzlich geschützte Bäume 
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Innerhalb des Plangebietes befinden sich insgesamt 10 nach § 18 NatSchAG M-V ge-

schützte Bäume, die nicht erhalten werden können (s. Umweltplan).  

Der Kompensationsumfang ist dem Punkt 2.5 (Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft und Anpflanzgebot) zu ent-

nehmen. 

 

Schutzgebiete und Schutzobjekte im Sinne des Naturschutzrechts 

Rechtsverbindlich festgesetzte Schutzgebiete und Schutzobjekte im Sinne des Natur-

schutzrechts sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht vorhanden.  

 

In der näheren Umgebung befindet sich ca. 110 m westlich des Plangebietes ein gesetzlich 

geschütztes Biotop:  

MST 07965 Biotopname: permanentes Kleingewässer; Gehölz; Weide; steilufrig; 

Kopfbaum 

Gesetzesbegriff: stehende Kleingewässer; einschließlich der Ufervegetation 

 

Im weiteren Umfeld des Plangebietes befinden sich folgende Natura-2000 Gebiete: 

• das Europäische Vogelschutzgebiet DE 2446-401 „Waldlandschaft bei Cölpin“, ca. 

1,9 km nordöstlich vom Plangebiet 

• Teilflächen des großräumigen FFH-Gebietes DE 2446-301 „Wald- und Kleingewäs-

serlandschaft bei Burg Stargard“ umgeben den nördlichen Teil des Stadtgebietes 

von Burg Stargard von Nordwesten, Süden bis Nordosten. Der Mindestabstand des 

Plangebietes zum FFH-Gebiet DE 2446-301 beträgt ca. 690m im Süden des Gel-

tungsbereiches des B-Planes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“.  

 

Der Abstand der Natura 2000-Gebiete zum Plangebiet liegt damit weit über dem Schwel-

lenwert von 300 m, bei dem in der Regel davon ausgegangen werden kann, dass ein B-

Plan nicht geeignet ist, zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes 

zu führen.  

Anzeichen dafür, dass mit der Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes als Abrundung 

des Wohngebietes Sannbruch-Ost zum Gebiet Quastenberg ein atypischer Fall vorliegt, 

sind nicht erkennbar. Somit kann für den Bebauungsplan Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-

Ost“ auf eine Natura 2000- Verträglichkeitsprüfung verzichtet werden.     

 

Auswirkungen der Planung 

Gegenwärtig beträgt der Anteil der Vegetationsfläche ca. 13.818 m² bzw. 94 %.  Die mit der 

geplanten Bebauung und Errichtung der Verkehrsfläche verbundene Versiegelung führt zu 
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einer Reduzierung der Vegetationsfläche auf 7.712 m² bzw. 53 % der Gesamtfläche. Der 

Rückgang betrifft ausschließlich Flächen mit geringem bis mittlerem Biotoppotenzial. 

 

7.2.1.3 Schutzgut Boden 
Nach der Oberflächenkarte M 1:500.000 des Kartenportals Umwelt MV stehen im Gel-

tungsbereich des B-Planes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost“ Geschiebelehm und –

mergel der Grundmoräne.  

Die Grundmoräne mit Höhen bis zu 126,8 m beim Ortsteil Loitz bestimmt das gesamte 

Stargarder Land. Zu den markanten Erhebungen innerhalb oder nahe der Stadtbebauung 

zählen der etwa 90 m hohe Burgberg, der 89 m hohe Galgenberg und der 86,3 m hohe 

Klüschenberg. 

Nach den Daten des Kartenportals Umwelt MV liegt die Stadt Burg Stargard im Boden-

Klima-Raum der mittleren diluvialen Böden MV und Uckermark. Die Bodenkarte M 

1:500.000 weist für den Plangebiet Tieflehm- Fahlerde/ Parabraunerde; Grundmoränen, mit 

geringem Wassereinfluss, eben bis kuppig.  

Die Flächen innerhalb des Plangebietes sind durch langjährige intensive landwirtschaftliche 

und gärtnerische Nutzung verändert und beeinträchtigt worden.  

 

Das Plangebiet umfasst 14.627m². Gegenwärtig sind 809 m² ( 650 m² Straße, Parkplatz 

LAFA GmbH und 159 m² Lauben, Wege) versiegelt. Das entspricht einem Versiegelungs-

grad von ca. 6 %. Wenn das Maß der baulichen Nutzung vollständig ausgeschöpft wird, 

kann eine Fläche von 5325 m² überbaut und versiegelt werden. Mit der Errichtung der Er-

schließungsstraße werden zusätzlich 1590 m² versiegelt bzw. teilversiegelt. Das entspricht 

einer Versiegelung von 6915 m² (47 %). Mit Abzug der bereits versiegelten Fläche von 809 

m² ergibt sich ein Anstieg der Versiegelung auf 6106 m² (42 %).  

 

 

7.2.1.4 Schutzgut Wasser 
Die Stadt Burg Stargard liegt im Tal der Linde, die in der Stadt im Mühlenteich aufgestaut 

ist. Im Süden des Stadtgebietes liegen der Gramelower und der Teschendorfer See. Das 

Gelände fällt im Westen zum Tollensesee auf bis zu 14,8 m über NHN ab. An diesem Ge-

wässer hat die Gemarkung der Stadt einen Uferanteil.  

Im Plangebiet kommen keine Oberflächengewässer vor. Ca. 110 m westlich des Plangebie-

tes befindet sich ein steilufriges permanentes Kleingewässer, der am Rand von älteren 

Kopfweiden umgeben wird. Dieses Gewässer wird durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. 
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Die Bewertung der Grundwasserverhältnisse erfolgt auf der Grundlage der Übersicht über 

die Verbreitung, Mächtigkeit und Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung in MV. 

Eine genaue Erläuterung findet sich in: Hydrogeologisches Kartenwerk der DDR 1:50.000. 

Sie gibt Geschütztsheitsgrad des Grundwassers gegenüber flächenhaft eindringenden 

Schadstoffen an. Dieser hängt u.a. ab von der Mächtigkeit, Ausdehnung und Beschaffen-

heit der über der Grundwasseroberfläche liegenden Schichten (Deckschichten) sowie Flur-

abstand (Tiefenlage) der Grundwasseroberfläche.  

Es werden 3 Standorttypen unterschieden: 

A: Das Grundwasser ist gegenüber flächenhaft eindringenden Schadstoffen nicht ge-

schützt 

B: Das Grundwasser ist gegenüber flächenhaft eindringenden Schadstoffen relativ 

geschützt 

C: Es besteht keine unmittelbare Gefährdung durch flächenhaft eindringende Schad-

stoffe  

 

Das Plangebiet weist die Mächtigkeit der bindiger Schichten von >10 m. Der Grundwasser-

leiter ist bedeckt. Es besteht keine unmittelbare Gefährdung durch flächenhaft eindringende 

Schadstoffe.  

Die mit der geplanten Bebauung und Erschließung verbundene Versiegelung wird zu einer 

Erhöhung der Abflussrate sowie zur stärkeren Belastung der Vorfluter führen. Das anfallen-

de Schmutzwasser wird vorschriftlich entsorgt, so dass keine erheblichen Auswirkungen 

auf Oberflächengewässer zu erwarten sind. 

Auf das Sorgfaltsgebot des § 5 Wasserhaushaltsgesetz wird hingewiesen. Insbesondere ist 

während der Bauphase zu gewährleisten, dass keine wassergefährdenden Stoffe in den 

Untergrund eindringen, die zu einer Beeinträchtigung des Grundwassers führen können. 

 

7.2.1.5 Schutzgut Klima/ Luft 

Die Mecklenburgische Seenplatte ist von Nordwesten nach Südosten durch den Übergang 

von subatlantischem zu subkontinentalem Klima geprägt. 

Die Stadt Burg Stargard liegt in einem Gebiet, wo die ozeanischen Einflüsse kaum noch 

nachzuweisen sind und die kontinentalen Elemente nur noch wenig Bedeutung haben.   

Im Rahmen der Bauleitplanung sind hauptsächlich die mikroklimatischen Besonderheiten 

von Bedeutung. Das Mikroklima wird geprägt durch die Vegetationsausprägung und –dichte 

sowie die Wasser-, Relief- und Bodenverhältnisse. 

Größere Städte weisen auf Grund tiefgreifender Veränderungen der natürlichen Strukturen 

ein charakteristisches Stadtklima auf, welches durch verringerte Einstrahlung, erhöhte 

Temperaturen, geringere Luftfeuchtigkeit, geringere Windgeschwindigkeiten und erhöhte 
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Schadstoffbelastung der Luft gekennzeichnet ist. In Burg Stargard dürfte dieser Effekt we-

gen der geringen Größe der Ortschaft nicht besonders ausgeprägt sein.  

Das Plangebiet umfasst Kleingärten, die direkt an die bebaute Ortslage angrenzen. Die 

nördlich gelegenen Ackerflächen werden dem Freilandklimatop zugeordnet. Hier sind ein 

ungestörter, ausgeprägter Tagesgang von Temperatur und Feuchte sowie die Bildung von 

Kaltluft maßgebend.  

Hinsichtlich von Luftschadstoffen dürfte die typische Hintergrundbelastung des ländlichen 

Raumes festzustellen sein, d.h. die Luftqualität weist keine erwähnenswerten Belastungen 

auf. 

Durch die geplante Errichtung eines allgemeinen Wohngebietes am Rand der vorhandenen 

Wohnbebauung ist eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima/Luft ist nicht zu 

erwarten. 

 

7.2.1.6 Schutzgut Landschaft 
Die Großlandschaft Oberes Tollensegebiet wird vorwiegend von schweren lehmigen und 

tonigen Ackerflächen bestimmt, die durch die vermoorten Schmelzwassertäler von 

Tollense, Datze sowie Kleinen und Großen Landgraben, durch das Gletscherzungenbe-

cken mit dem Tollensesee sowie durch die Seenketten nördlich Penzlin und südöstlich 

Neubrandenburg unterbrochen werden.   

Das Plangebiet liegt innerhalb der Landschaftseinheit 320 Kuppiges Tollensegebiet mit 

Werder, die sich aufgrund der Großflächigkeit und der Heterogenität der Landschaftsbild-

räume in drei weitere Teilgebiete unterteilt. Das Plangebiet liegt innerhalb der Landschafts-

einheit 320c (Gebiet zwischen den Landschaftseinheiten 321 und 322), die durch die flach-

wellige bis kuppige Grundmoräne mit Zwischenstaffeln und zahlreichen Seen und Seenket-

ten geprägt wird. Der Landschaftsraum ist hier sehr kontrastreich und zeichnet sich durch 

großflächige, kaum überschaubare Weiten sowie kleinteilige, strukturreiche Kulturland-

schaften mit markanten, tief eingeschnittenen Bachtälern. Die kleinteilige Hügellandschaft 

mit wertvollen ruhigen Wäldern zeichnet sich durch die reizvollen Blickbeziehungen zum 

Tollensesee. 

Nach der landesweiten Analyse und Bewertung der Landschaftspotenziale liegt das Plan-

gebiet innerhalb des Landschaftsbildraumes „Quastenberg- Dewitzer Hochfläche“, die aus 

2 überschaubaren, voneinander getrennten Grundmoränenplatten besteht. Das Relief ist 

flachwellig bis eben. In den Senken haben sich zahlreiche Sölle im Feld ausgebildet. Dieser 

Landschaftsbildtyp wird durch weitgehend kahle, flachwellige Hochflächen (Acker), welche 

durch benachbarte, sichtbare Strukturen überschaubar bleibt. Störend auf das Land-

schaftsbild wirken hier weit sichtbare die Großstallanlagen bei Marienhof, Quastenberg und 

Dewitz. Das Landschaftsbildpotenzial wurde insgesamt als mittel bewertet.   
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Die Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch- 

Ost“ gehören nicht zu den unzerschnittenen landschaftlichen Freiräumen und zu den Kern-

bereichen der landschaftlichen Freiräume.  

Das Plangebiet schließt sich im Süden an die vorhandene Einfamilienhausbebauung an 

und umfasst im Südosten und Osten des Geltungsbereiches die Kleingärten mit überwie-

gend kleinstämmigen Obstbäumen. Durch die Errichtung des allgemeinen Wohngebietes 

entsteht keine neue Struktur in der Landschaft, da es sich um die Erweiterung der vorhan-

denen Siedlungsbereiches handelt. Das Landschaftsbild wird durch die Errichtung des all-

gemeinen Wohngebietes am nördlichen Rand von Burg Stargard geändert aber nicht er-

heblich beeinträchtigt.  

 

7.2.1.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Schutzwürdige Kulturgüter wie Bau- und Bodendenkmale sowie Sachgüter sind nach ge-

genwärtigem Kenntnisstand im Plangebiet nicht vorhanden.  

Es können jederzeit archäologische Funde oder Fundstellen entdeckt werden. Daher sind 

folgende Hinweise zu beachten: 

Werden bei Erdarbeiten Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von denen 

anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung gem. § 2 Abs.1 DSchG M-V ein öffentliches Interesse 

besteht, z. B. archäologische Funde und auffällige Bodenverfärbungen, ist gemäß § 11 DSchG 

die Untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen. Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, 

den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer und zufälligen Zeugen, die den Wert des Gegen-

standes erkennen. Der Fund und die Fundstelle sind in unverändertem Zustand zu erhalten. Die 

Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätes-

tens nach einer Woche. Die Untere Denkmalschutzbehörde kann im Benehmen mit dem zustän-

digen Landesamt die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Un-

tersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert. 

Eine Beratung erhalten Sie beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof 4/5, 

19055 Schwerin (Außenstelle Neustrelitz, Frau Schanz). 

 

7.2.2 Entwicklungsprognose des Umweltzustandes 
7.2.2.1 Entwicklungsprognose bei Durchführung der Planung 
Mit der Planung sind die unter Ziffer 3.2.1 ermittelten erheblichen Umweltauswirkungen 

verbunden. 

Zusammenfassend sind das im Wesentlichen:  

Es werden 6106m² bzw. 42 % zusätzlich versiegelt. 

Der Anteil der Vegetationsfläche verringert sich auf 7.712  m² bzw. 53%.  
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Die Auswirkungen durch Versiegelung und Biotopverlust werden auf Grund ihrer Dauerhaf-

tigkeit als nachhaltig eingestuft. Ihre Erheblichkeit wird auf Grund des relativ geringen Um-

fangs als „mittel“ bewertet. 

Die geplante Bebauung wird sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung in die 

Umgebung einfügen und durch Gehölzpflanzungen in die Landschaft eingebunden. 

Das Landschaftsbild wird verändert, aber nicht erheblich beeinträchtigt. 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch, Klima / Luft sowie Kultur- und 

Sachgüter sind nicht zu erwarten. 

 

7.2.2.2 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung sind folgende Auswirkungen zu verzeichnen: 

Die versiegelte Fläche wird nicht vergrößert. 

Die Vegetationsfläche wird nicht reduziert. 

 

7.2.3 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des Landesnaturschutzgesetzes sind Verände-

rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen, die die ökologische Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen 

können. Vermeidbare Beeinträchtigungen sind durch Maßnahmen des Naturschutzes aus-

zugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren.  

§ 18 Bundesnaturschutzgesetz bestimmt, dass bei Eingriffen auf Grund der Aufstellung von 

Bebauungsplänen über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschrif-

ten des BauGB zu entscheiden ist.  

Die Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt sowie die Eingriffsregelug 

nach dem BNatSchG sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.   

 

7.2.3.1 Ermittlung des Kompensationsbedarfs 

 

Bei der Ermittlung des Kompensationsbedarfs wird unterschieden zwischen Biotopbeseiti-

gung mit Flächenversiegelung (Totalverlust) und Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust. 

Wie in Punkt 3.2.1.3 beschrieben, wenn der Maß der baulichen Nutzung im geplanten all-

gemeinen Wohngebiet und Mischgebiet vollständig ausgeschöpft wird und die Erschlie-

ßungsstraße errichtet wird kann durch das geplante Vorhaben eine Fläche von 6106 m² 

zusätzlich versiegelt. Der Kompensationsbedarf für diesen Totalverlust wird auf der Grund-

lage der Hinweise zur Eingriffsregelung (Schriftenreihe des Landesamtes für Umwelt, Na-

turschutz und Geologie 1999, Heft 3) in der folgenden Tabelle 1 ermittelt. 
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Als Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust sind die im Zuge der Anlage der Grünflächen 

innerhalb der Baufelder zu beseitigenden Gehölze zu werten (s. Tabelle 2). Der Kompensa-

tionsflächenbedarf wird in Tabelle 3 zusammen gestellt. 

Das Vorhaben führt nicht zu erheblichen und nachhaltigen Einwirkungen wie Lärm, stoffli-

chen Immissionen, Störungen, otischen Reizen oder Eutrophierung auf die Umgebung bzw. 

umgebende Biotoptypen. Somit entsteht kein Kompensationsbedarf durch Beseitigung mit 

Funktionsverlust bzw. durch Biotopbeeinträchtigung. 

Das Eingriffsgebiet wird dem Freiraumbeeinträchtigungsgrad 1 zugeordnet, für den der 

Korrekturfaktor 0,75 anzuwenden ist. 

 

Tabelle 1: Biotopbeseitigung mit Flächenversiegelung (Totalverlust) 

Nr. Biotoptyp / Bezeich-

nung 

Flächen- 

verbrauch 

(m²) 

Wert- 

stufe 

Kompensationser-fordernis 

+ Zuschlag 

Versieg. x Korrektur- 

faktor Freiraumbe- 

einträchtigungsgrad 

Flächen- 

äquivalent 

für 

Kompen- 

sation 

9.3.2 Intensivgrünland auf 

Mineralstandorten 

2516 1 (1+0,5) x 0,75 = 1,125 2831 

13.7.2 Strukturarme Klein-

gartenanlage 

2935 1 (1+0,5) x 0,75 = 1,125 3302 

13.1.1 Siedlungsgehölz aus 

heimischen Baumar-

ten 

105 2 (2+0,5) x 0,75 = 1,875 197 

13.2.1 Siedlungsgebüsch 

aus heimischen 

Baumarten 

265 1 (1+0,5) x 0,75 = 1,125 298 

14.11.1 Brachfläche der 

städtischen Sied-

lungsgebiete 

285 1 (1+0,5) x 0,75 = 1,125 321 

Kompensationsflächenbedarf 6949 
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Tabelle 2: Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust 

Nr. Biotoptyp / Bezeich-

nung 

Flächen- 

ver- 

brauch 

(m²) 

Wert- 

stufe 

Kompensationser- 

fordernis x Korrektur- 

faktor Freiraumbe- 

einträchtgungsgrad 

Flächen- 

äquivalent 

für Kompen- 

sation 

13.1.1 Siedlungsgehölz aus 

heimischen Baumarten 

158 2 2 x 0,75 = 1,5 237 

13.2.1 Siedlungsgebüsch aus 

einheimischen Gehöl-

zarten 

344 1 1 x 0,75 = 0,75 258 

 Kompensationserfordernis durch Funktionsverlust 495 

 

Tabelle 3: Zusammenstellung des Kompensationsflächenbedarfs 

Kompensationsflächenbedarf aus Flächen-

versiegelung mit Totalverlust 

6949 

Kompensationsflächenbedarf aus Funktions-

verlust 

495 

Gesamtsumme 7444 
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7.2.3.2 Geplante Maßnahmen für die Kompensation 
 

Tabelle 4 Folgende Kompensationsmaßnahmen sind innerhalb und außerhalb des Plange-

bietes vorgesehen: 

Lfd 

Nr 

Kompensationsmaßnahmen Fläche  

(m²) 

Wert- 

stufe 

Kompen-

sations-

wertzahl 

Wirkungs-

faktor 

Flächen-

äquivalent 

1 Anpflanzung einer 4,0 m brei-
ten 1-reihigen Hecke aus ein-
heimischen Sträuchern am 
nördlichen, westlichen und 
südlichen Rand  

1137 

 

2 2,0 0,8 1820 
 
 

2 Anpflanzung einer einreihigen 
Hecke (77 x6 m) 

466 2 2,0 0,8 746 

3 Anpflanzung eines heimi-
schen Laub- oder Obstbau-
mes je 200 m² der Grund-
stücksfläche 61 Bäume x 
25 m²/ pro Grundstück  

1525 2 2,5 0,8 3050 

4 Anpflanzung von 6 Laubbäu-
men entlang der Straße B 

150 2 2,5 0,8 300 

5 Anpflanzen von 25 Bäumen  
Ergänzung der Allee entlang 
der Gemeindestraße nach 
Kreuzbruchhof Flurstück 13/1, 
Flur 6 der Gemarkung Burg 
Stargard (Außerhalb des 
Plangebietes) 

625 2 2,5 1,0 1562 

 Flächenäquivalent für Kompensation  7478 

 

7.2.3.3 Bilanzierung 
 

Die Gegenüberstellung vom Kompensationsflächenäquivalent Bedarf von 7444 und dem 

Flächenäquivalent der Kompensation von 7478 zeigt, dass der Eingriff in Natur und Land-

schaft vollständig kompensiert werden kann. 

 

7.2.3.4 Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes 

 

Nach § 1 a Abs. 3 BauGB können Festsetzungen nach § 9 als Flächen oder Maßnahmen 

zum Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft auch an anderer Stelle 

als am Ort des Eingriffes erfolgen, soweit dies mit einer geordneten städtebaulichen Ent-

wicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege vereinbar ist. 
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Der Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft ist innerhalb des Geltungsbereiches 

nicht zu erreichen. Aus diesem Grund werden außerhalb des Geltungsbereiches des Be-

bauungsplanes Kompensationsmaßnahmen festgesetzt. 

Die Gemeindestraße nach Kreuzbruchhof wird durch eine lückenhafte Birkenallee begleitet. 

Die Straße verläuft auf dem Flurstück 13/1 in der Flur 6 der Gemarkung Burg Stargard.  

Innerhalb dieser Straße sind in den größeren Zwischenräumen 38 Birken Betula pendula 

mit der regionalen Herkunft "Nordostdeutsches Tiefland" als Hochstamm mit Ballen, 3x 

verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm zu pflanzen und vor Wild zu schützen. 

Davon sind 25 Bäume der Ausgleichsmaßnahme und 13 Bäume der Ersatzmaßnahmen für 

die abzubrechenden geschützten Bäume im Plangebiet (Siehe Punkt 2.5) zuzuordnen. 

 

Alle anzuflanzenden Gehölze sind für die Dauer von insgesamt 3 Jahren (1 Jahr Fertigstel-

lungspflege, 2 Jahre Entwicklungspflege) zu pflegen. Nicht angewachsene Gehölze sind 

gleichwertig zu ersetzen. Zur Sicherung des Erhalts der angepflanzten Gehölze sind diese 

mit einem Fegeschutz und einem Kalkanstrich zu versehen.  

Alle Pflanzgebote sowie die Nachpflanzung der Gehölze im Falle eines Eingehens werden 

den innerhalb des Geltungsbereiches geplanten Bau- und Verkehrs flächen als Sammel-

ausgleichsmaßnahme gemäß § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet. 

 

7.2.4 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Zur Abrundung der bebauten Ortslage zwischen dem Wohngebiet Sannbruch -Ost und 

Quastenberg gibt es keine anderen Planungsmöglichkeiten. Alternative Festsetzungen zur 

Art und zum Maß der baulichen Nutzung und zur inneren Verkehrserschließung sowie zu 

Ausgleichsmaßnahmen wurden im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes geprüft.   

 

7.3 Zusätzliche Angaben 
7.3.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgt auf der Grundlage der Hinweise zur Ein-

griffsregelung (Schriftenreihe des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie 

1999, Heft 3). 

 

7.3.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung 
§ 4 c BauGB bestimmt, dass die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen über-

wachen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne auftreten, um insbesondere un-

vorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, 

geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Die Gemeinden nutzen dabei die Informa-
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tionen der Behörden, die diese den Gemeinden gemäß § 4 Abs. 3 BauGB zur Verfügung 

stellen. 

Die festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen werden erstmalig ein Jahr nach ihrer Ausführung 

und erneut nach weiteren 3 Jahren durch Ortsbesichtigung überprüft. 

 

7.3.3 Zusammenfassung 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch - Ost“ der Stadt Burg 

Stargard war einer Umweltprüfung nach den Vorschriften des BauGB zu unterziehen. Hier-

für wurden für die Festsetzung von Bau- und Verkehrsflächen die möglichen erheblichen 

Umweltauswirkungen ermittelt und entsprechende Vermeidungs-, Minderungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen herausgearbeitet. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden im vorliegenden Umweltbericht zusammen-

fassend dargestellt. Der Umweltbericht orientiert sich an Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 

4c) BauGB. Schwerpunkte bilden die Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des 

derzeitigen Umweltzustandes sowie die Entwicklungsprognose bei Durchführung und 

Nichtdurchführung der Planung bezogen auf die einzelnen Schutzgüter, Maßnahmen zu 

deren Verhinderung, Verringerung bzw. zum Ausgleich sowie Aussagen zur Methodik der 

Umweltprüfung und zur Durchführung der Umweltüberwachung.  

Alternativen zum Standort waren nicht möglich.  

 

Auf Grund der Inanspruchnahme eines anthropogen vorbelasteten Standortes (Kleingar-

tenanlage) weisen die Auswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere sowie Boden 

durch Biotopverlust und Versiegelung eine mittlere Erheblichkeit auf. Beeinträchtigungen 

von Natura 2000-Gebieten sowie anderen Arten von Schutzgebieten und Schutzobjekten 

im Sinne des Naturschutzrechts können ausgeschlossen werden. Das Landschaftsbild wird 

verändert, aber nicht erheblich beeinträchtigt. Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgü-

ter Mensch, Wasser, Klima / Luft sowie Kultur- und Sachgüter sind nicht zu erwarten. 

 

Wesentliche Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind das Zeitfenster für die Bau-

feldfreimachung, die randliche Eingrünung mit einheimischen Sträuchern sowie die An-

pflanzung von Laub- und Obstbäumen innerhalb und außerhalb des Plangebietes. Die Ein-

griffs- und Ausgleichsbilanzierung zeigt, dass der Eingriff in Natur und Landschaft nicht  

durch die innerhalb des Plangebietes festgesetzten Maßnahmen kompensiert werden kann.  

Es werden Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes, die jedoch innerhalb 

des Stadtgebietes liegen, bestimmt. 
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass mit der Umsetzung des Bebauungsplanes Nr. 19  

„Erweiterung Sannbruch-Ost“ der Stadt Burg Stargard keine erheblichen nachteiligen Um-

weltauswirkungen verbunden sein werden.  
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8.0 ARTENSCHUTZRECHTLICHER FACHBEITRAG 
8.1 Rechtliche Grundlagen 

Das Bundesnaturschutzgesetz regelt im Kapitel 5 den Schutz wild lebender Tier- und 

Pflanzenarten. Der Artenschutz umfasst u.a. den Schutz der Tiere und Pflanzen und ihrer 

Lebensgemeinschaften vor Beeinträchtigungen durch den Menschen. 

Von besonderer Bedeutung sind die Vorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflan-

zenarten. Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten wild lebenden Tieren der beson-

ders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 

Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, wild 

lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu 

stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-

stand der lokalen Population einer Art verschlechtert, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der 

wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-

schädigen oder zu zerstören, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder 

ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschä-

digen oder zu zerstören. 

 

Gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten die o.g. Zugriffsverbote für nach § 15 zulässige Ein-

griffe in Natur und Landschaft sowie für nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu-

lässige Vorhaben.  

Sie gelten nur für die in Anhang IV der FFH-RL aufgeführte Tier- und Pflanzenarten sowie 

für die Europäischen Vogelarten. 

Bezüglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sowie der Europäischen Vogelarten 

nach Art. 1 VRL ist zu unterscheiden zwischen  

Schädigungsverbot: Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

und damit verbundene vermeidbare Verletzung oder Tötung von Tieren oder ihrer Entwick-

lungsformen 

und 

Störungsverbot: Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, 

Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten. 

 

Bezüglich der Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL ist das Schädigungsverbot zu 

beachten. Beschädigen oder Zerstören von Standorten wild lebender Pflanzen oder damit 

im Zusammenhang stehendes vermeidbares Beschädigen oder Zerstören von Exemplaren 

wild lebender Pflanzen bzw. ihrer Entwicklungsformen. 
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Von den Verboten des § 44 kann unter bestimmten Bedingungen eine Ausnahme (§ 45) 

oder eine Befreiung (§ 67) gewährt werden. 

Für die Belange des Artenschutzes ist die untere Naturschutzbehörde, d.h. der Landkreis, 

die zuständige Behörde.  

 

8.2 Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes in der Bauleitplanung 
Ein Bauleitplan ist unwirksam, wenn seiner Umsetzung dauerhaft zwingende Vollzugshin-

dernisse entgegen stehen. Derartige Vollzugshindernisse können sich aus den artenschutz-

rechtlichen Bestimmungen des § 44 Abs. 1 und 67 BNatSchG ergeben. Daher muss die 

planende Gemeinde die artenschutzrechtlichen Verbote aus § 44 Abs. 1 BNatSchG in ihre 

bauleitplanerischen Überlegungen einbeziehen.  

Um nicht die Planrechtfertigung nach § 1 Abs. 3 BauGB durch „Vollzugsunfähigkeit“ zu ver-

lieren, muss die Gemeinde bei der Planaufstellung vorausschauend ermitteln und bewer-

ten, ob die vorgesehenen planerischen Festsetzungen einen artenschutzrechtlichen Kon-

flikt entstehen lassen können, der die Vollzugsfähigkeit dauerhaft unmöglich erscheinen 

lässt. 

Diese Gefahr besteht nur dann, wenn die geplanten Maßnahmen bzw. ihre mittelbaren 

bauanlagen- bzw. betriebsbedingten Wirkungen und der Lebensbereich von durch Auf-

nahme in den Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützten Arten sich überschneiden. 

Die in Punkt 6.3 folgende Auflistung enthält die 56 in M-V vorkommenden Pflanzen- und 

Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. 

Um eine schnelle Prüfung der artenschutzrechtlichen Belange sicherzustellen, sollte ein 

eigenständiger artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erarbeitet werden. In diesem Fachbei-

trag sind zuerst mit Begründung anhand der Lebensraumansprüche die durch Aufnahme in 

den Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützten Arten zu selektieren, die im Plange-

biet mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht vorkommen (Vorprüfung). Sollten Arten verbleiben, 

die im Gebiet vorkommen könnten, so ist für diese primär zu prüfen, ob die geplanten Nut-

zungen bzw. die diese Nutzungen vorbereitenden Handlungen geeignet sind, diesen Arten 

gegenüber Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG auszulösen (Hauptprüfung). 

Das Ergebnis dieser Prüfung ist im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag darzustellen. Wenn 

sich herausstellen sollte, dass Verbotstatbestände betroffen sind, die einer Befreiung nach 

§ 67 BNatSchG bedürfen, so ist ein Antrag auf Inaussichtstellung einer Befreiung nach § 67 

BNatSchG bei der unteren Naturschutzbehörde (Landkreis) zu stellen.  
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8.3 In Mecklenburg-Vorpommern lebende, durch Aufnahme in den Anhang IV der 
FFH-Richtlinie "streng geschützte" Pflanzen und Tierarten 

Gruppe wiss. Artname dt. Artname 

Gefäßpflanzen Angelica palustris Sumpf-Engelwurz 

Gefäßpflanzen Apium repens Kriechender Scheiberich, -Sellerie 

Gefäßpflanzen Cypripedium calceolus Frauenschuh 

Gefäßpflanzen Jurinea cyanoides Sand-Silberscharte 

Gefäßpflanzen Liparis loeselii Sumpf-Glanzkraut, Torf-Glanzkraus 

Gefäßpflanzen Luronium natans Schwimmendes Froschkraut 

Weichtiere Anisus vorticulus Zierliche Tellerschnecke 

Weichtiere Unio crassus Gemeine Flussmuschel 

Libellen Aeshna viridis Grüne Mosaikjungfer 

Libellen Gomphus flavipes Asiatische Keiljungfer 

Libellen Leucorrhinia albifrons Östliche Moosjungfer 

Libellen Leucorrhinia caudalis Zierliche Moosjungfer 

Libellen Leucorrhinia pectoralis Große Moosjungfer 

Libellen Sympecma paedisca Sibirische Winterlibelle 

Käfer Cerambyx cerdo Heldbock 

Käfer Dytiscus latissimus Breitrand 

Käfer Graphoderus bilineatus Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer 

Käfer Osmoderma eremita Eremit, Juchtenkäfer 

Falter Lycaena dispar Großer Feuerfalter 

Falter Lycaena helle Blauschillernder Feuerfalter 

Falter Proserpinus proserpina Nachtkerzenschwärmer 

Fische Acipenser sturio Europäischer Stör 

Lurche Bombina bombina Rotbauchunke 

Lurche Bufo calamita Kreuzkröte 

Lurche Bufo viridis Wechselkröte 

Lurche Hyla arborea Laubfrosch 

Lurche Pelobates fuscus Knoblauchkröte 

Lurche Rana arvalis Moorfrosch 

Lurche Rana dalmatina Springfrosch 

Lurche Rana lessonae Kleiner Wasserfrosch 

Lurche Triturus cristatus Kammmolch 

Kriechtiere Coronella austriaca Schlingnatter 

Kriechtiere Emys orbicularis Europäische Sumpfschildkröte 
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Kriechtiere Lacerta agilis Zauneidechse 

Meeressäuger Phocoena phocoena Schweinswal 

Fledermäuse Barbastella barbastellus Mopsfledermaus 

Fledermäuse Eptesicus nilssonii Nordfledermaus 

Fledermäuse Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus 

Fledermäuse Myotis brandtii Große Bartfledermaus 

Fledermäuse Myotis dasycneme Teichfledermaus 

Fledermäuse Myotis daubentonii Wasserfledermaus 

Fledermäuse Myotis myotis Großes Mausohr 

Fledermäuse Myotis mystacinus Kleine Bartfledermaus 

Fledermäuse Myotis nattereri Fransenfledermaus 

Fledermäuse Nyctalus leisleri Kleiner Abendsegler 

Fledermäuse Nyctalus noctula Abendsegler 

Fledermäuse Pipistrellus nathusii Rauhhautfledermaus 

Fledermäuse Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus 

Fledermäuse Pipistrellus pygmaeus Mückenfledermaus 

Fledermäuse Plecotus auritus Braunes Langohr 

Fledermäuse Plecotus austriacus Graues Langohr 

Fledermäuse Vespertilio murinus Zweifarbfledermaus 

Landsäuger Canis lupus Wolf 

Landsäuger Castor fiber Biber 

Landsäuger Lutra lutra Fischotter 

Landsäuger  Muscardinus avellanarius Haselmaus 

 

8.4 Vorprüfung 
Die Stadt Burg Stargard hat sich im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 19 

„Erweiterung Sannbruch- Ost“ mit den Belangen des Artenschutzes, insbesondere mit den 

Vorschriften für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten auseinander gesetzt.  

Zunächst wurden die Lebensraumansprüche und Gefährdungsursachen der in der obigen 

Liste aufgeführten Pflanzen- und Tierarten ermittelt und den Standortverhältnissen und den 

Biotoptypen sowie den Auswirkungen der Bebauung dieser Standorte gegenüber gestellt. 

 

Gefäßpflanzen 

Die Pflanzenarten sind entweder auf besonders feuchte oder besonders trockene Standorte 

angewiesen. 
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Der Sumpf-Engelwurz bevorzugt nährstoffreiche, besonnte bis schwach beschattete, nas-

se, auch quellige Wiesenbestände und Säume auf kalkreichem Untergrund, insbesondere 

Pfeifengraswiesen und deren Auflassungsstadien. 

Der Kriechende Scheiberich ist an feuchten bis staunassen, mitunter salzbeeinflussten, 

zeitweise überschwemmten sandig-kiesigen bis lehmig-tonigen basischen Standorten im 

natürlichen Wasserwechselbereich stehender oder langsam fließender Gewässer sowie 

sekundär auch in der durch Tritt, Mahd oder Beweidung kurz gehaltenen und lückigen 

Ufervegetation zu finden. 

Der Frauenschuh ist in basenreichen Laubwäldern beheimatet. 

Die Sand-Silberscharte kommt auf nährstoffarmen, teilweise aber mineralreichen, offenen 

bis licht mit Gehölzen bewachsenen trockenen Sandstandorten auf Dünen, 

Moränenkuppen und Talsandterrassen vor. 

Das Sumpf-Glanzkraut benötigt hydrologisch intakte nährstoffarme, kalkbeeinflusste Moore 

mit hohem Wasserstand (Schwingmoorregime) und niedrig wüchsiger Braunmoos-, Klein-

seggen- und Binsenvegetation in naturbelassenem Zustand. 

Das Schwimmende Froschkraut kommt in Moortümpeln, Moorweihern, in Gräben mit lang-

sam fließendem bis stagnierendem Wasser und sandigem bis torfigem Grund sowie in frü-

hen konkurrenzarmen Sukzessionsstadien der Gewässervegetation in Meliorationsgräben 

vor. 

 

Diese Standorte kommen im Plangebiet nicht vor.  

 

Weichtiere 

Die Zierliche Tellerschnecke lebt in klaren, stehenden Gewässern auf Pflanzen, bevorzugt 

in kleinen Tümpeln, die mit Wasserlinsen bedeckt sind.  

Die Gemeine Flussmuschel benötigt unverbaute und unbelastete saubere Bäche und Flüs-

se, auch Zu- und Abflüsse von Seen mit naturnahem Verlauf und hoher Wassergüte.  

 

Gewässer kommen im Plangebiet nicht vor.  

 

Libellen 

Die Grüne Mosaikjungfer lebt an stehenden Gewässern. Dabei ist ihr Vorkommen von der 

Existenz der Krebsschere abhängig, in welche die Weibchen beinahe ausschließlich ihre 

Eier einstechen. Krebsscheren wachsen in Schwimmblattgesellschaften warmer, windge-

schützter, schlammiger, meso- bis eutropher, nicht verschmutzter und meist stehender 

Gewässer der Talauen (Altwässer, Gräben, Tümpel, Kanäle). Die Pflanze ist empfindlich 

gegenüber starken Schwankungen des Wasserstandes und gegenüber Verunreinigungen. 
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Die Zierliche Moosjungfer findet man an flachen, windgeschützten, stehenden Gewässern 

mit hoher Wassertransparenz und dichter Submersvegetation. 

Bevorzugte Entwicklungsgewässer der Großen Moosjungfer sind besonnte, fischfreie und 

mesotrophe Stillgewässer, insbesondere in Moorgebieten. Die Gewässer, zum Beispiel 

aufgelassene Torfstiche, benötigen einige offene Bereiche.  

 

Kleingewässer kommen im Plangebiet nicht vor.  

 

Die Asiatische Keiljungfer besiedelt die mittleren und unteren Läufe großer Flüsse, wo sehr 

feinkörnige Bodenbestandteile wie Sand, Lehm und Ton, manchmal auch Schlamm vor-

herrschen. Hier benötigen die Larven strömungsberuhigte, unbewachsene, sonnenexpo-

nierte Buchten oder Gleithangzonen. 

Lebensräume der Östlichen Moosjungfer sind schilfbestandene Altarme von Flüssen oder 

anmoorig-torfige, dystrophe bis mesotrophe Waldgewässer. Die Habitate sind in der Regel 

nährstoffarm, sauer, strukturreich und ganz oder teilweise besonnt. 

Die Sibirische Winterlibelle kommt in Mooren und in Verlandungszonen von Gewässern 

vor. Die im Juli bis September geschlüpften voll ausgereiften Libellen überwintern bis zum 

nächsten Frühjahr ohne Nahrung in Gewässernähe oder auch weit abseits von Gewässern, 

wo sich die Tiere in Schlupfwinkeln oder in der Vegetation verbergen. 

 

Gewässer und Moore kommen im Plangebiet nicht vor. 

 

Käfer 

Käferarten wie der Eremit und der Heldbock besiedeln alte, anbrüchige und höhlenreiche 

Laubbäume, besonders Eichen, Linden und Rotbuchen, aber auch Ulmen, Weiden und 

Kastanien und benötigen ein kontinuierliches Angebot geeigneter Großbäume mit Groß-

höhlen. 

 

Als Brutstätten der genannten Käferarten geeignete Bäume kommen im Geltungsbereich 

des B-Planes Nr. 19 „Erweiterung Sannbruch-Ost nicht vor.   

 

Der Breitrand benötigt größere nährstoffarme Stillgewässer mit mindestens 1 ha Wasser-

fläche, besonnten Uferabschnitten und großflächig über 1 m Wassertiefe (Seen, Altwässer, 

Moorgewässer, große Torfstiche, Kiesgruben, Tagebaurestseen, Fischteiche). 

Der Schmalbindige Breitflügel-Tauchkäfer benötigt größere, nährstoffarme Stillgewässer 

mit ausgedehnten, besonnten Uferabschnitten und großflächig weniger als 1 m Wassertiefe 
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und dichter, aus dem Wasser aufragender Vegetation (Seen, Torfstiche, Moorgewässer, 

Kiesgruben, Tagebaurestseen) oft in Wald- oder Moorgebieten. 

 

Stillgewässer kommen im Plangebiet nicht vor.  

 

Falter 

Der Große Feuerfalter lebt in Mooren und auf Feuchtwiesen, vor allem in Flusstälern großer 

Flüsse. Er bevorzugt zudem kleinere Schilfrohrbestände oder erhöhte Stängel, auf denen 

sich die Falter sonnen. 

Der Blauschillernde Feuerfalter lebt auf Feuchtwiesen, meist nahe an Flüssen, Seen und 

Hochmooren, mit großen Beständen der Raupenfutterpflanzen (Schlangenknöterich). 

Nachtkerzenschwärmer leben oligophag an verschiedenen Arten von Nachtkerzen und 

Weidenröschen. Häufig belegte Nahrungspflanzen sind das Zottige und das Kleinblütige 

Weidenröschen, welche an Feuchtstandorten wie Bachufern und Wiesengräben anzutref-

fen sind. Selten werden Raupen am Schmalblättrigen Weidenröschen, das auf Schlagfluren 

wächst, gefunden. Typische Fundstellen sind auch Sandgruben und Kiesabbaustellen mit 

Vorkommen von Nachtkerzenarten. 

 

Die Lebensräume der geschützten Falterarten kommen im Plangebiet nicht vor. 

 

Lurche 

Die Rotbauchunke bevorzugt sonnenexponierte größere Weiher und Sölle mit ausgedehn-

ten krautigen Flachwasserzonen im Grünland. Auch Überschwemmungsgebiete werden 

gern besiedelt. Zu den Gefährdungsursachen zählen die Melioration grundwassernaher 

Grünlandstandorte und der Biozideinsatz in der Landwirtschaft.  

Die Wechselkröte und die Kreuzkröte sind Pionierarten trockenwarmer Lebensräume in 

Gebieten mit lockeren und sandigen Böden. Das Vorhandensein offener, vegetationsarmer 

bis -freier Flächen mit ausreichenden Versteckmöglichkeiten als Landlebensraum sowie 

weit gehend vegetationsfreie Gewässer (Flach- bzw. Kleinstgewässer) als Laichplätze sind 

Voraussetzung für die Existenz der Kreuzkröte. Die Art bevorzugt Flachgewässer, die oft 

und häufig austrocknen und wechselt diese jährlich. Die Ansprüche der Wechselkröte sind 

ähnlich. Sie bevorzugen als Laichgewässer flache, vegetationsarme, temporäre Gewässer 

mit mineralischem Boden. Als Pionierbesiedler vegetationsarmer Trockenbiotope mit klei-

neren, oft sporadischen Wasseransammlungen leiden Kreuz- und Wechselkröten unter 

dem Fehlen oder zu raschen Austrocknen geeigneter Laichgewässer sowie unter der 

Verbuschung und Beschattung ihrer Habitate. 
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Laubfrösche beanspruchen sehr unterschiedliche aquatische und terrestrische Teillebens-

räume. 

 

Aquatische Teillebensräume – Reproduktionshabitate  

Fischfreie, besonnte Kleingewässer (Tümpel, Weiher, Druck-

/Qualmwasserbereiche, Bracks, Flutmulden und Altwässer in Fluss- und Bachauen, 

zeitweilig überschwemmte Grünlandsenken, auch Gewässer in Abbaugruben)  

Vegetationsreiche, amphibische Flach- und Wechselwasserzonen (als Metamor-

phose- und Reifehabitat für juvenile Exemplare) 

Wasser- und Sumpfpflanzengesellschaften aus Laichkräutern, Flutrasen, Seggen, 

Binsen und Röhrichten 

 

Terrestrische Teillebensräume – Tagesverstecke, Nahrungshabitate  

Extensiv bewirtschaftete Feucht- und Nasswiesen als Nahrungslebensraum für her-

anwachsende und erwachsene Exemplare  

Gehölzstreifen, Röhrichte und gewässerbegleitende Hochstaudenfluren als Sitz- 

und Rufwarten außerhalb der Paarungszeit sowie als Biotopverbundstrukturen 

Auwälder, Feldgehölze, durchsonnte, feuchte Niederwälder, Landschilfbestände auf 

grundwassernahen Standorten. 

 

Knoblauchkröten bevorzugen als Laichbiotop kleinere bis mittelgroße, eutrophe Stillgewäs-

ser mit einer Mindesttiefe von ca. 30 cm und einer vegetationsreichen Uferzone 

(Schwadenröhricht, Rohrkolbenröhricht, Flutrasen). 

Der Moorfrosch besiedelt bevorzugt Lebensräume mit hohem Grundwasserstand oder pe-

riodischer Überschwemmungsdynamik, vor allem Niedermoore, Bruchwälder, sumpfiges 

Extensivgrünland, Nasswiesen, Weichholzauen der größeren Flüsse sowie Hoch- und Zwi-

schenmoore. Dort befinden sich auch seine Laichgewässer, die sich durch Sonnenexpositi-

on und teilweise Verkrautung mit Seggen-, Binsen- und Wollgrasrieden oder Flutrasen aus-

zeichnen. 

Der Springfrosch bevorzugt lichte und gewässerreiche Laubmischwälder. Das Offenland 

der Umgebung wird auch besiedelt, so lange dieses über Hecken mit dem Wald vernetzt 

ist. Als Laichgewässer dienen Waldtümpel, Weiher, kleine Teiche und Wassergräben. Ideal 

sind fischfreie Gewässer mit besonnten Flachuferzonen. 

Moorbiotope innerhalb von Waldflächen sind der typische Lebensraum des Kleinen Was-

serfroschs. Als Laichgewässer werden kleinere, vegetationsreiche Weiher, Tümpel und 

Gräben sowie in deren Umfeld befindliche Sümpfe und Moore bevorzugt. 
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Der Kammmolch lebt in größeren Teichen und Weihern (auch temporär) in völliger oder 

teilweise sonnenexponierter Lage mit mäßig bis gut entwickelter submerser Vegetation und 

einem reich strukturierten Gewässerboden ohne bzw. mit geringem Fischbesatz. Dazu 

kommen als Landlebensräume in der Nähe der Gewässer Laub- und Laubmischwälder, 

Sumpfwiesen, Flachmoore, Felder, Wiesen und Weiden.  

 

Nach den Daten des Kartenportals Umwelt M-V kommt der Kammmolch und die Rotbauch-

unke im Messtischblattquadranten 2445-4, in dem sich das Plangebiet befindet, nicht vor.  

Lurche sind gefährdet durch die Störung bzw. den Verlust von Laichgewässern und die 

Unterbrechung ihrer Wanderwege. Im Plangebiet kommen keine Kleingewässer vor. Ca. 

110 m westlich vom Plangebiet befindet sich das gesetzlich geschützte Biotop MST 07695. 

Es handelt es dabei um ein steilufriges, permanentes Kleingewässer einschließlich der 

Ufervegetation und den Kopfweiden. Das Kleingewässer wird durch das geplante Vorhaben 

nicht beeinträchtigt. Auf dem Weg zu möglichen Winterquartieren wird das Plangebiet nicht 

berührt.  

 

Kriechtiere 

Die Schlingnatter ist eine trockenheits- und wärmeliebende Tierart. Ihr bevorzugter Lebens-

raum ist gekennzeichnet durch einen mosaikartigen, kleinräumigen Wechsel aus offenen, 

niedrigbewachsenen und teils gehölzdominierten Standorten und eine hohe Kleinstruktur- 

und Unterschlupfdichte. 

 

Das Vorkommen der Schlingnatter ist auf den Flächen am Ortsrand von Burg Stargard 

nicht zu erwarten. 

 

Zauneidechsen besiedeln Magerbiotope wie trockene Waldränder, Bahndämme, Heideflä-

chen, Dünen, Steinbrüche, Kiesgruben und ähnliche Lebensräume mit einem Wechsel aus 

offenen, lockerbödigen Abschnitten und dichter bewachsenen Bereichen. Sie bevorzugen 

wärmebegünstigte Südböschungen. Das Vorhandensein vegetationsfreier, offener Stellen 

ist für die Eiablage unerlässlich. Wichtig sind auch Kleinstrukturen wie Reisig- und Lese-

steinhaufen. 

 

Diese Bedingungen sind auf dem Intensivgrünland und innerhalb der Kleingartenanlage 

nicht gegeben. Somit ist das Vorkommen von der Zauneidechse hier nicht zu erwarten. 

 

Die Europäische Sumpfschildkröte benötigt offene vegetationsreiche, meist eutrophe Still-

gewässer mit Schlammablagerungen und reich strukturierten Verlandungsgesellschaften im 
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Verbund mit gut durchsonnten, aber deckungsreichen Uferpartien (Seen, Altwässer in Flus-

sauen, Kleingewässer wie Sölle, Teiche und Torfstiche). Weitere Lebensraumansprüche 

sind Deckung bietende Strukturen im Gewässer, zum Beispiel Wasserröhrichte und an Tot-

holz reiche Bruchwaldgesellschaften, sowie sonnenexponierte Offenflächen im Umfeld der 

Gewässer als Eiablageplätze (Sandtrockenrasen, extensiv genutztes Grünland). 

 

Kleingewässer kommen im Plangebiet nicht vor. 

 

Fledermäuse 

Zu den Jagdgebieten der genannten Fledermausarten gehören parkähnliche Landschaften 

sowie naturnahe Wälder, insbesondere lichte Eichen- und Buchenwälder. Das Braune 

Langohr jagt auch innerhalb von Siedlungen Insekten. Keller, Stollen, Gewölbe, Dachstüh-

le, Nistkästen, Höhlen und Baumhöhlen stellen geeignete Sommer- und Winterquartiere der 

Fledermäuse dar. 

 

Die Kleingartenanlage zählt nicht zu den Habitaten der Fledermäuse. Die neu entstehen-

den Hausgärten können wie die vorhandenen Kleingärten zur Nahrungssuche genutzt wer-

den. Diese Funktion wird durch die Umnutzung des Plangebietes nicht beeinträchtigt. 

Bei der Ortsbegehung wurde festgestellt dass im Planungsgebiet keine potenziellen Repro-

duktionsstätten oder Winterquartiere vorhanden sind. Die relativ jungen Bäume innerhalb 

des Siedlungsgehölzes im Norden des Plangebietes weisen keine Höhlen und Spalten auf, 

die von Fledermäusen als Sommer- und Übergangsquartier genutzt werden. Das Plange-

biet kann weiterhin zur Nahrungssuche genutzt werden.  

 

Landsäuger 

Der Biber besiedelt natürliche oder naturnahe Ufer von Gewässern mit dichter Vegetation 

und an Weichholzarten reichen Gehölzsäumen oder Auenwald, insbesondere störungsar-

me Abschnitte langsam strömender Fließgewässer, an Altwässern reiche Flussauen und 

Überflutungsräume, natürliche Seen, Verlandungsmoore oder allenfalls extensiv bewirt-

schaftete Niedermoorgebiete. 

 

In der landesweiten Revierkartierung 2007/2008 wurden im Raum Burg Stargard keine be-

setzten Biberreviere erfasst. Der Lebensraum des Bibers wird durch das geplante Vorha-

ben nicht beeinträchtigt. 

 

Der Fischotter benötigt großräumig vernetzte semiaquatische Lebensräume jeglicher Art 

(Fließgewässersysteme, Seenplatten, Weihergruppen, Moore, Teichgebiete, Kanäle, Gra-
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bensysteme der Niederungen) sowie störungsarme naturbelassene oder naturnahe Ge-

wässerufer in hydrologisch intakten Feuchtgebieten mit nahrungsreichen, schadstoffarmen 

und unverbauten Gewässern. Er führt ein verborgenes Leben an Gewässern mit einer reich 

gegliederten und bewachsenen Uferzone. Der Hauptteil seiner Nahrung besteht aus Fi-

schen. Daneben erbeutet er vor allem noch Kleinsäuger, Vögel und Lurche. Das Revier 

eines Männchens erstreckt sich entlang von Fließgewässern und Seeufern über eine Dis-

tanz von 10 bis 20 km. Die Reviere der Weibchen sind kleiner und können mit den Revie-

ren mehrerer Männchen überlappen. In einer Nacht legen die Tiere bis zu 15 km zurück. 

Etwa alle 1000 m braucht der Fischotter einen Unterschlupf, zum Beispiel unter den Wur-

zeln alter Bäume, in dichten Weiden- und Erlenbüschen direkt am Ufer oder in einem ufer-

nahen Kaninchenbau. In diesen Verstecken verschläft er den Tag, denn in weiten Teilen 

Mitteleuropas wurde er durch jahrhundertlange Verfolgung zum Nachttier. Die Begegnung 

mit dem Menschen weiß er weit gehend zu vermeiden. 

Bei seinen Wanderungen über Land hält sich der Fischotter immer wieder an die gleichen 

Routen, so dass mit der Zeit deutlich ausgetretene Pfade entstehen. 

Die erst seit 1968 unter Naturschutz stehende Art ist in M-V stark gefährdet. Die Ursachen 

für die Gefährdung sind Lebensraumzerstörung und Verschlechterung der Lebensbedin-

gungen in den besiedelten Habitaten infolge von Entwässerung, Grundwasser- und Pegel-

absenkung, technischem Gewässerausbau, Uferbefestigung und Hochwasserschutzmaß-

nahmen sowie durch Fragmentierung von Landschaften, besonders durch Zersiedlung und 

Neu- sowie Ausbau von Verkehrstrassen mit Zerschneidung der Migrationskorridore. Zu 

einer erhöhten Mortalität kann es durch Individuenverluste im Straßenverkehr, Ertrinken in 

Fischreusen und –netzen, illegale Verfolgung sowie Schadstoffbelastung von Gewässern 

kommen. Ein erhöhtes Störungspotenzial kann die Erschließung von Gewässern und Ufer-

zonen für touristischen Zwecke bieten. 

Ökologische Erfordernisse für einen günstigen Erhaltungszustand stellen großräumig ver-

netzte semiaquatische Lebensräume jeglicher Art (Fließgewässersysteme, Seenplatten, 

Weihergruppen, Moore, Teichgebiete, Kanäle, Grabensysteme der Niederungen) sowie 

störungsarme naturbelassene oder naturnahe Gewässerufer in hydrologisch intakten 

Feuchtgebieten mit nahrungsreichen schadstoffarmen und unverbauten Gewässern dar. 

 

Nach der Darstellung der Verbreitung des Fischotters gemäß Messtischblattquadranten 

(MTBQ) – Kartierung 2005 im Kartenportal Umwelt MV liegt die Stadt Burg Stargard inner-

halb eines großräumigen Fischotterverbreitungsgebietes. Für die Messtischblattquadranten 

2445-4, 2546-1, 2545-2, 2446-3, in denen die Stadt liegt, liegt ein positiver Nachweis für 

den Fischotter vor. Der Lebensraum des Fischotters wird durch die Erweiterung des Wohn-
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gebietes Sannbruch-Ost zum Gebiet Quastenberg im Norden von Burg Stargard nicht be-

einträchtigt. 

 

Der Wolf, der u. a. in der Kyritz-Ruppiner Heide in Brandenburg bestätigt wurde, hat einen 

Teil seines Aktionsraumes auf das angrenzende Mecklenburg ausgeweitet. Nachweise im 

Südwesten des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte belegen das. Die wesentlichen 

Kriterien der derzeitigen Wolfvorkommensgebiete sind hoher Waldanteil und relativ geringe 

menschliche Besiedlung bei hoher Schalenwilddichte. Gemäß „Managementplan für den 

Wolf in M-V“ vom Juli 2010 stellt das Land M-V mit Ausnahme der Siedlungsräume einen 

geeigneten Wolfslebensraum dar.  

 

Auf Grund seiner Lage am Ortsrand von der Stadt Burg Stargard ist das Plangebiet für gro-

ße Säugetiere wie den Wolf nicht relevant. 

 

Der bevorzugte Lebensraum der Haselmaus sind Mischwälder mit reichem Buschbestand, 

insbesondere Haselsträucher.  

 

Der Lebensraum der Haselmaus kommt im Plangebiet nicht vor. 

 

Vögel 

Die geschützten Vogelarten bevorzugen störungsarme, unterholz- und baumartenreiche 

Wälder mit hohem Altholzanteil, strukturreiche Feuchtlebensräume, Gewässer und deren 

Uferbereiche, störungsarme Grünlandflächen sowie strukturreiche Ackerlandschaften mit 

einem hohen Anteil an naturnahen Ackerbegleitbiotopen.  

 

Das Grünland sowie die Kleingärten stellen anthropogen vorbelastete Flächen am nördli-

chen Rand von Burg Stargard dar und gehören nicht zu den bevorzugten störungsarmen 

Lebensräumen störungsempfindlicher Vogelarten, so dass diese Arten mit großer Wahr-

scheinlichkeit nicht im Plangebiet vorkommen. Das Vorkommen von störungsunempfindli-

chen oder zu den Kulturfolgern zählenden Vogelarten kann nicht ausgeschlossen werden.  

Alte hochstämmige extensiv gepflegte Obstbäume, wie sie für Streuobstwiesen typisch 

sind, werden von verschiedenen Vogelarten zum Brüten genutzt. In Kleingärten dominieren 

jedoch intensiv gepflegte Obstbäume in Form von Niederstämmen mit einer wesentlich 

geringen Lebenserwartung, die in der Regel nicht von Vögeln bewohnt sind. Angesichts der 

verbreiteten Störungen durch Freizeitaktivitäten innerhalb des Geltungsbereiches des Be-

bauungsplanes ist das Vorkommen von Reproduktionsstätten europäischer Vogelarten, die 
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mehrjährigen Bestand haben und regelmäßig wieder aufgesucht werden hier mit hoher 

Wahrscheinlichkeit auszuschließen. 

Die Beseitigung von für eine einmalige Brut genutzten Nestern bzw. Lebensstätten kann 

ausgeschlossen werden, wenn die Baufreimachung außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit 

(15. März bis 15. Juli) erfolgt.  

Innerhalb des Siedlungsgehölzes und Siedlungsgebüsches können sowohl einjährig als 

auch mehrjährig genutzte Reproduktionsstätten nicht ausgeschlossen werden. Daher wird 

der Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, dass die Gehölze vor der Fällung durch 

einen Fachgutachter auf Brutvögel zu überprüfen sind. Gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 

dürfen die Gehölze nicht in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September beseitigt werden. 

Damit wird vermieden, brütende Vögel zu töten. 

Nach dem Kartenportal Umwelt MV haben Flächen im Norden von Burg Stargard keine 

signifikante Bedeutung als Nahrungs- und Ruhegebiet für rastende und überwinternde Wat- 

und Wasservögel.  

 

8.5 Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung 
Um sicherzustellen, dass die Ergänzung der Bebauung am nördlichen Rand von Burg 

Stargard nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstößt, hat die Stadt Burg 

Stargard geprüft, ob im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 19 „Erweiterung 

Sannbruch-Ost“ die durch Aufnahme in den Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschütz-

ten Pflanzen- und Tierarten oder Reproduktionsstätten europäischer Vogelarten vorkom-

men. 

Im Ergebnis der Vorprüfung wurde festgestellt, dass der anthropogen vorbelastete Standort 

am nördlichen Ortsrand nicht zu den bevorzugten Lebensräumen der in Mecklenburg-

Vorpommern lebenden, durch Aufnahme in den Anhang IV der FFH-Richtlinie streng ge-

schützten Pflanzen, Weichtiere, Libellen, Käfer, Falter, Fische, Lurche und Landsäuger 

sowie von Kriechtieren wie der Schlingnatter und der Europäischen Sumpfschildkröte zählt. 

Somit kommen diese Arten mit hoher Wahrscheinlichkeit im Planungsgebiet nicht vor.  

 

Das Vorkommen von Fledermäusen und störungsunempfindlichen oder zu den Kulturfol-

gern zählenden Vogelarten kann nicht ausgeschlossen werden.  

Das Intensivgrünland sowie der Nutzgarten werden von europäischen Vogelarten nicht für 

den Bau von Reproduktionsstätten genutzt, die mehrjährigen Bestand haben und regelmä-

ßig wieder aufgesucht werden. Somit sind diese Flächen nur für Brutvögel relevant, die ihr 

Nest in jedem Jahr erneuern. Innerhalb des Siedlungsgehölzes und Siedlungsgebüsches 

können sowohl einjährig als auch mehrjährig genutzte Reproduktionsstätten nicht ausge-
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schlossen werden. Daher werden in dem Bebauungsplan folgende Festsetzungen aufge-

nommen:  

- Der Abbruch von Gebäuden ist nur in Zeiträumen durchzuführen, in denen keine Nutzung 

durch Fledermäuse bzw. gebäudebesiedelnde Vogelarten zu erwarten sind, d.h. im Zeit-

raum von Oktober bis März. 

- Rodungen von Gehölzen sind nur außerhalb der Brutzeiten durchzuführen, d.h. im Zeit-

raum von Oktober bis März. Die Gehölze sind vor der Fällung durch einen Fachgutachter 

auf Brutvögel zu überprüfen. 

Zudem werden durch diese Regelung Laubfroschvorkommen geschont. 

Unter diesen Voraussetzungen sind die geplante Nutzung bzw. die diese Nutzung vorberei-

tenden Handlungen nicht geeignet, den gegebenenfalls vorkommenden geschützten Arten 

gegenüber die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erfüllen.  

 

Weitere typische Fallkonstellationen mit Betroffenheit artenschutzrechtlicher Verbotsnor-

men im Rahmen von Bauleitplanverfahren wie 

Gebäudeabbruch, Dachrekonstruktion 

Beseitigung, Verkleinerung bzw. Funktionsverlust von Gewässern 

Lärm, sowie Kollision von Tieren mit mobilen oder immobilen Einrichtungen 

kommen im Plangebiet nicht vor. 
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